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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 25/2021 

StEA Nr. 2/2021 

 
 
An die Mitglieder  

des Stadtentwicklungsausschusses 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 03.03.2021 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses der Stadt Bornheim lade ich Sie 
herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 23.03.2021, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  

1 Bestellung von Schriftführern / Schriftführerinnen für den Stadtentwick-
lungsausschuss 
(StEA 15.12.2020) 

793/2020-1 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschriften Nr. 83 vom 02.09.2020 und Nr. 87 
vom 17.09.2020 

 

5 Beratung des Haushaltes 2021/2022 in den Fachausschüssen 025/2021-2 

6 Rekultivierung von Abgrabungen am Mittelweg 160/2021-12 

7 Bebauungsplan Ro 25 "Koblenzer Straße" in der Ortschaft Roisdorf im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB; Änderung des Geltungs-
bereichs, Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, Be-
schluss zur öffentlichen Auslegung 
(MoVA 10.03.2021) 

086/2021-7 

8 Antrag der UWG-Fraktion vom 16.11.2020 betr. Maßnahmen zur Um-
setzung der Energiewende 
(UKLWN 11.03.2021) 

798/2020-7 

9 Antrag der SPD-Fraktion vom 17.12.2020 betr. Überarbeitung des Ein-
zelhandelsstandort- und Zentrenkonzeptes 
(StEA 03.02.2021) 

865/2020-7 

10 Antrag der CDU-Fraktion vom 21.01.2021 betr. Denkmalschutz für das 
Inselhäuschen auf dem Herseler Werth 

063/2021-6 

11 Mitteilung zur Aussiedlung eines bestehenden landwirtschaftlichen Be-
triebes  mit Errichtung  einer offenen Halle (Maschinenlager) und eines 
Einfamilienhauses mit Stellplätzen 
(StEA 15.12.2020) 

594/2020-6 

12 Mitteilung betr. Bahnhof Sechtem 
(StEA 15.12.2020) 

757/2020-7 

13 Mitteilung betr. Überarbeitung des Regionalplanes Köln; Teilplan Nicht-
energetische Rohstoffe 
(StEA 15.12.2020) 

813/2020-7 
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14 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

145/2021-1 

15 Anfragen mündlich  

 Nicht-öffentliche Sitzung  

16 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung zur Ausübung des ge-
meindlichen Vorkaufsrechts an Teilfläche Grundstück Gemarkung Her-
sel, Flur 17 

118/2021-7 

17 Veräußerung Teilfläche in Roisdorf 879/2020-7 

18 Ankauf eines Grundstücks in der Gemarkung Bornheim-Brenig 
(StEA 15.12.2020) 

745/2020-7 

19 Mitteilung betr. Übernahme von Flächen L 183 Ortsdurchfahrt Merten 
(StEA 15.12.2020) 

748/2020-7 

20 Mitteilung betr. Umlegungsverfahren Merten Me 16 (Mertener Mühle) 873/2020-7 

21 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

146/2021-1 

22 Anfragen mündlich  

 
Wir bitten Sie, sich zur Teilnahme an der Sitzung an die aktuell geltende Coronaschutzver-
ordnung zu halten und auch während der gesamten Sitzung einen Mund-Nasen-Schutz zu 
tragen. 
 
Zudem möchten wir darauf hinweisen, dass nur eine begrenzte Anzahl an Publikumsplätzen 
zur Verfügung steht. Diese werden in der Reihenfolge der Anmeldungen vergeben. 
 
Sie können sich als Gast per Mail unter claudia.gronewald@stadt-bornheim.de oder telefo-
nisch unter 02222/945-218 anmelden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Gezeichnet: Wolfgang Schwarz beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachangestellte) 
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Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bornheim am Mittwoch, 
02.09.2020, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 83/2020 

  Nicht-öffentliche Sitzung  StEA Nr. 10/2021 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Schwarz, Wolfgang CDU-Fraktion  

Mitglieder 
Breuer, Paul fraktionslos bis TOP 10 tw 
Engels, Hans Günther CDU-Fraktion  
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Gesell, Andrea Bündnis 90/Grüne-Fraktion ab TOP 5 tw 
Geuer, Theo CDU-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Keils, Ewald CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Knapstein, Günter CDU-Fraktion  
Peters, Anna SPD-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
Roitzheim, Frank UWG-Fraktion  
Schulz, Heinz-Peter Fraktionslos  
Stadler, Harald SPD-Fraktion  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Freynick, Jörn FDP-Fraktion  
Kuhn, Arnd Jürgen, Dr. Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Marx, Hans Heinrich CDU-Fraktion  
Montenarh, Stefan UWG/Forum-Fraktion  
Schmitz, Thomas SPD-Fraktion  
Strauff, Bernhard CDU-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Will, Madeleine, Dr. Seniorenbeirat  

Verwaltungsvertreter 
Erll, Andreas  
Pieck, Johannes  
Schier, Manfred, Erster Beigeordneter  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Brief, Rolf UWG/Forum-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Lamprichs, Holger CDU-Fraktion  
Liebeskind, Annette Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
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Rick, Nico FDP-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschriften Nr. 59 vom 10.06.2020 und Nr. 
62 vom 17.06.2020 

 

5 Entwicklung des ÖPNV im Rhein-Sieg-Kreis und in der Region 
Köln/Bonn 

584/2020-7 

6 Bebauungsplan Ro 23 in der Ortschaft Roisdorf; Ergebnis der frühzei-
tigen Öffentlichkeitsbeteiligung; Offenlagebeschluss 

531/2020-7 

7 Erweiterung einer Abgrabungfläche in der Ortschaft Bornheim am Ue-
dorfer Weg (südwestlich A 555) 

597/2020-7 

8 9. Änderung des Flächennutzungsplans in der Ortschaft Roisdorf, er-
neuter Beschluss 

621/2020-7 

9 Bebauungsplan He 25 in der Ortschaft Hersel; Beschluss zur Aufstel-
lung 

338/2020-7 

10 Überarbeitung Regionalplan - Erneute Beratung über Allgemeine 
Siedlungsbereiche und Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche 

382/2020-7 

11 Verwaltungsvereinbarung Planung Radweg L 300 Hersel - Widdig 603/2020-9 

12 Städtebaulicher Vertrag Sanierung Wirtschaftsweg von L 182 bis Gol-
fanlage Römerhof 

596/2020-9 

13 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 09.03.2020 betr. unzulässige 
Behandlung von Eingaben zum Bebauungsplan Se 21 

260/2020-7 

14 Antrag der SPD-Fraktion vom 20.05.2020 betr. Grundsätze für die 
künftige Bauleitplanung 

391/2020-7 

15 Antrag der SPD-Fraktion vom 20.05.2020 betr. Leitfaden für Investo-
ren bei der weiteren städtebaulichen Entwicklung 

392/2020-7 

16 Antrag der Fraktion FDP vom 15.06.2020 betr. Verkehrsberuhigung 
Zweigrabenweg 

450/2020-9 

17 Antrag der Fraktion FDP vom 15.06.2020 betr. Einmündung Klein-
straße auf Elbestraße 

451/2020-9 

18 Gemeinsamer Antrag der CDU, UWG/Forum und FDP-Fraktion vom 
21.07.2020 betr. Freiflächenphotovoltaikanlage auf einer Kiesgewin-
nungsfläche 

566/2020-7 

19 Antrag der Fraktion FDP vom 02.08.2020  betr. Lokale Gefahrenstel-
len im Straßenverkehr 

598/2020-9 

20 Antrag der SPD-Fraktion vom 03.08.2020 betr. Planung und Umset-
zung einer Zufahrtsbeschränkung auf dem Dorfplatz in Kardorf 

609/2020-9 

21 Große Anfrage der SPD Fraktion vom 21.07.2020 betr. Sanie-
rung/Instandsetzung von Straßen und Wirtschaftswegen 

568/2020-9 

22 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

599/2020-1 

23 Mitteilung betr. Errichtung einer landwirtschaftlichen Mehrzweckhalle 
mit Schleppdach 

593/2020-6 

24 Mitteilung betr. Aufnahme des Bahnhofes Roisdorf in die Modernisie-
rungsoffensive 3 

618/2020-7 

25 Anfragen mündlich  
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Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Wolfgang Schwarz eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt 
Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Ausschuss 
für Stadtentwicklung beschlussfähig ist. 
 
 
Der Antrag des AM Breuer, den Tagesordnungspunkt 6 von der Tagesordnung abzusetzen, 
wird mit einem Stimmenverhältnis von 
01 Stimme für den Antrag (Breuer) 
21 Stimmen gegen den Antrag (CDU, SPD, UWG, B90/Grüne, FDP, Schulz) 
abgelehnt. 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 25. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

 
Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

 
Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  

 
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

4 Entgegennahme der Niederschriften Nr. 59 vom 10.06.2020 und 
Nr. 62 vom 17.06.2020 

 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung erhebt gegen den Inhalt der Niederschriften über die 
Sitzungen Nr. 59/2020 vom 10.06.2020 und Nr. 62/2020 vom 17.06.2020 keine Einwände. 
 

5 Entwicklung des ÖPNV im Rhein-Sieg-Kreis und in der Region 
Köln/Bonn 

584/2020-7 

 
Der Vortrag ist in der Anlage (Seiten 18-25) beigefügt und in Session hinterlegt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen des Vertreters des Rhein-Sieg-
Kreises zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

6 Bebauungsplan Ro 23 in der Ortschaft Roisdorf; Ergebnis der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung; Offenlagebeschluss 

531/2020-7 

 
AM Prinz stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Schluss der Rednerliste. 
Über den Geschäftsordnungsantrag wurde nicht abgestimmt. 
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Der Antrag der SPD-Fraktion in der Begründung zur Offenlage im Punkt 7 „städtebauliches 
Konzept“ die zulässige Anzahl von Wohneinheiten (WE) in den Mehrfamilienhäusern von 66 
in 75 WE und die Anzahl der geförderten Wohneinheiten von 20 Prozent in konkrete 35 
Wohneinheiten zu ändern, wird mit einem Stimmenverhältnis von 
08 Stimmen für den Antrag (SPD, B90/Grüne, Schulz) 
14 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG, FDP) 
01 Stimmenthaltung (Breuer) 
abgelehnt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 

1. zu den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) 
BauGB sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
(1) BauGB zum Entwurf des Bebauungsplanes Ro 23 in der Ortschaft Roisdorf die vor-
liegenden Stellungnahmen der Stadt Bornheim,  

2. den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Ro 23 einschließlich der vorliegenden 
textlichen Festsetzungen sowie der vorliegenden Begründung gemäß § 3 (2) BauGB für 
die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

 
Abstimmungsergebnis 

22 Stimmen für den Beschluss (CDU, SPD, B90/Grüne, FDP, UWG, Schulz) 
01 Stimme gegen den Beschluss (Breuer) 

 

7 Erweiterung einer Abgrabungfläche in der Ortschaft Bornheim 
am Uedorfer Weg (südwestlich A 555) 

597/2020-7 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung stimmt der Erweiterung der Abgrabungsfläche am Ue-
dorfer Weg (südwestlich der A 555) unter der Voraussetzung der Flächenabtretung für den 
zukünftigen Ausbau des Uedorfer Weges zu. 
 
- Einstimmig -  
 

8 9. Änderung des Flächennutzungsplans in der Ortschaft Rois-
dorf, erneuter Beschluss 

621/2020-7 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 

1. die Aufhebung des Beschlusses der Begründung inklusive Umweltbericht zur 9. Än-
derung des Flächennutzungsplans in der Ortschaft Roisdorf vom 14.05.2020 (Vorlage 
305/2020-7). 

 
2. die vorliegende Begründung inklusive des geänderten Umweltberichts zur 9. Ände-

rung des Flächennutzungsplans in der Ortschafts Roisdorf.  
 
- Einstimmig - 
bei 1 Stimmenthaltung (Breuer) 
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9 Bebauungsplan He 25 in der Ortschaft Hersel; Beschluss zur 
Aufstellung 

338/2020-7 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 
1. gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes He 25 in der Ortschaft 

Hersel. Das Plangebiet liegt in einem ca. 100 m tiefen Bereich südöstlich der Roisdorfer 
Straße zwischen Mittelweg und Stadtbahntrasse. Ziel des Bebauungsplans ist die Fest-
setzung eines Sondergebietes für den Einzelhandel und eines Gewerbegebietes. Der 
Vollsortimenter (Edeka) soll im Ortskern verbleiben.  
 

2. beauftragt die Verwaltung mit der Fa. Lidl ein Konzept für den Altstandort zu entwickeln.  
 
- Einstimmig -  
 

10 Überarbeitung Regionalplan - Erneute Beratung über Allgemeine 
Siedlungsbereiche und Gewerbe- und Industrieansiedlungsberei-
che 

382/2020-7 

 
Anträge zu den einzelnen Ortschaften. 
 
Sechtem: 

 
Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion und die SPD-Fraktion beantragen wie Be-
schlussentwurf. 

 
-Einstimmig- 
 
Walberberg: 

 

Die CDU-Fraktion und die UWG/Forum-Fraktion beantragen die Nachzeichnung des FNP 

erneut anzumelden, den Suchraum ASB Nr. 4 erneut zu beantragen, aber nur so groß zur 
Ortsabrundung, den GIB 5 herauszunehmen, den ASB Nr. 6 erneut anzumelden und den 
neuen ASB herauszunehmen. 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragen, den ASB Nr. 4. nicht erneut anzumelden. 
 
Die SPD-Fraktion beantragt, den ASB Nr. 4 erneut anzumelden. 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion und der UWG/Forum-Fraktion, die Nachzeichnung des FNP 
erneut anzumelden, den Suchraum ASB Nr. 4 erneut zu beantragen(nur so groß zur Ortsab-
rundung), den GIB 5 herauszunehmen, den ASB Nr. 6 erneut anzumelden und den neuen 
ASB herauszunehmen, wird mit einem Stimmenverhältnis von 
19 Stimmen für den Antrag (CDU, SPD, UWG, FDP) 
02 Stimmen gegen den Antrag (B90/Grüne) 
01 Stimmenthaltung (Schulz) 
angenommen. 
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Merten: 

Die CDU-Fraktion und die UWG/Forum-Fraktion beantragen den Suchraum ASB Nr. 2 neu 
zu beantragen. 
 

Der Antrag der CDU-Fraktion und der UWG/Forum-Fraktion, den Suchraum ASB Nr. 2 neu 
zu beantragen, wird einstimmig angenommen. 
 
Rösberg-Hemmerich: 

Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion und die SPD-Fraktion beantragen die Flächen-
nutzungsplan-Nachzeichnung erneut zu beantragen, da die Gesamtbevölkerung von Rös-
berg und Hemmerich ausreichend für eine ASB-Darstellung ist und den zusätzlichen Such-
raum (siehe unten) erneut zu beantragen. 

 

 
 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lehnen die Beantragung ab. 

 

Der Antrag der CDU-Fraktion, der UWG/Forum-Fraktion und der SPD-Fraktion, die Flächen-
nutzungsplan-Nachzeichnung erneut zu beantragen, da die Gesamtbevölkerung von Rös-
berg und Hemmerich ausreichend für eine ASB-Darstellung ist und den zusätzlichen Such-
raum (siehe unten) erneut zu beantragen,wird mit einem Stimmenverhältnis von 
20 Stimmen für den Antrag (CDU, SPD, UWG, FDP, Schulz) 
02 Stimmen gegen den Antrag (B90/Grüne) 
angenommen. 
 
Waldorf/ Kardorf:  
 
Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen beantragen nach Beschlussentwurf zu entscheiden. 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion, der UWG/Forum-Fraktion, der SPD-Fraktion und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen nach Beschlussentwurf zu entscheiden, wird einstimmig angenom-
men. 
 
Dersdorf: 

 
Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen beantragen die Nachzeichnung FNP Bestand, ASB und den Suchraum ASB 
erneut zu beantragen. 
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Der Antrag der CDU-Fraktion, der UWG/Forum-Fraktion, der SPD-Fraktion und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die Nachzeichnung FNP Bestand, ASB und den Suchraum ASB 
erneut zu beantragen, wird einstimmig angenommen. 
 
Brenig: 

 
Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen beantragen erneut anzumelden, da Brenig in Zusammenhang mit ASB Born-
heim eine durchgängige Einheit darstellt. 

 
Der Antrag der CDU-Fraktion, der UWG/Forum-Fraktion, der SPD-Fraktion und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen erneut anzumelden, wird einstimmig angenommen. 

 
Bornheim: 

 
Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen beantragen erneut anzumelden. 

 
Der Antrag der CDU-Fraktion, der UWG/Forum-Fraktion, der SPD-Fraktion und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen erneut anzumelden, wird einstimmig angenommen. 

 
Bornheim/Roisdorf 

 
Alle Fraktionen, beantragen nach Beschlussentwurf zu entscheiden. 

 
Der gleichlautende Antrag aller Fraktionen, nach Beschlussentwurf zu entscheiden, wird ein-
stimmig angenommen. 
 
Roisdorf: 

 
Alle Fraktionen beantragen den ASB Nr. 2, 3 und 4 herauszunehmen und  

die Vergrößerung der Herausnahme als ASB am Rand von Roisdorf zu Alfter hin gelegenen 
Fläche erneut zu beantragen 

 

Der gleichlautende Antrag aller Fraktionen, den ASB Nr. 2, 3 und 4 herauszunehmen 

und die Vergrößerung der Herausnahme als ASB am Rand von Roisdorf zu Alfter hin gele-

genen Fläche erneut zu beantragen, wird einstimmig angenommen. 
 
Hersel: 

 
Alle Fraktionen beantragen wie Beschlussentwurf abzustimmen. 
 
Der gleichlautende Antrag aller Fraktionen, nach Beschlussentwurf abzustimmen,  
wird einstimmig angenommen. 
 
Widdig: 
 
Die CDU-Fraktion, die UWG/Forum-Fraktion, die SPD-Fraktion und die FDP-Fraktion bean-
tragen, den ASB Nr. 1b auf Grund der Nähe zur Bahnhaltestelle erneut zu beantragen. Des 
Weiteren soll eine Erweiterung des neuen ASB zwischen L 300 und Stadtbahntrasse bean-
tragt werden, da die Absicht zur Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes dort besteht. 

 
 

11



83/2020  Seite 8 von 25 

Der Antrag der CDU-Fraktion, der UWG/Forum-Fraktion, der SPD-Fraktion und FDP-
Fraktion  den ASB Nr. 1b auf Grund der Nähe zur Bahnhaltestelle erneut zu beantragen. Des 
Weiteren soll eine Erweiterung des neuen ASB zwischen L 300 und Stadtbahntrasse bean-
tragt werden, da die Absicht zur Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes dort besteht, wird mit 
einem Stimmenverhältnis von 
20 Stimmen für den Antrag (CDU, SPD, UWG, FDP, Schulz) 
02 Stimmen gegen den Antrag (B90/Grüne) 
 angenommen. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung  

1. beschließt, die lt. den Tabellen abgeänderten Suchräume für die Allgemeinen Sied-
lungsbereiche (ASB) und Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche (GIB) als Ent-
wicklungsziel für die Überarbeitung des Regionalplans und  

2. beauftragt die Verwaltung, diese der Bezirksregierung Köln im Rahmen des weiteren 
Verfahrens erneut vorzutragen. 

 

Sechtem:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung Bestand übernommen  

Nachzeichnung FNP Be-
stand 

übernommen  

Suchraum ASB Nr. 1  übernommen  

Suchraum GIB Weitgehend übernommen Vergrößerung anmelden zur 
Vermeidung einer einseitigen 
Erschließung  

GIB raus nicht übernommen (nördlich 
der Bahntrasse) 

keine Änderung 

 

Walberberg:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung Bestand übernommen (am Kloster)  

Nachzeichnung FNP Be-
stand 

nicht übernommen (nordöst-
lich Dominikanerstraße) 

erneut anmelden, da im FNP 
als Wohnbaufläche darge-
stellt 

ASB Nr. 1 und die Hälfte von 
Nr. 2 sollen entfallen.  

übernommen  

Suchraum ASB Nr. 4.  nicht übernommen (südwest-
lich Linie 18) 

erneut anmelden (nur so 
groß zur Ortsabrundung) 

Prüfantrag, ob GIB Nr. 5 
möglich ist, evtl. auch ver-
kleinert 

nicht übernommen Keine erneute Anmeldung 
Herausnehmen 

Prüfantrag, ob ASB Nr. 6 
möglich ist.  

nicht übernommen  Erneute Anmeldung,  

Neuer ASB (kein Beschluss) Neuer ASB von BezReg. 
(nördlich Linie 18) 

Herausnehmen  
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Merten:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung Bestand übernommen  

Nachzeichnung FNP Be-
stand  

weitgehend übernommen,  keine Änderung 

Nachzeichnung FNP Be-
stand ASB Nr.1  

nicht übernommen keine Änderung, Fläche oh-
ne große Entwicklung 

Suchraum ASB   Übernommen (Lan-
nerstr./Linie 18) 

 

Suchraum ASB Nr. 2 nicht übernommen Neu beantragen 

 

Rösberg-Hemmerich:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung FNP Be-
stand, ASB 

nicht übernommen ASB erneut anmelden, Ge-
samtbevölkerung Rösberg/ 
Hemmerich ist ausreichend 
für ASB Darstellung 

Prüfantrag, ob zusätzlich ein 
Suchraum ASB dargestellt 
werden kann 

nicht übernommen erneut beantragen wie auf 
der Karte dargestellt. 

 

 
 

Waldorf/ Kardorf:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung FNP Be-
stand 

übernommen  

3 ASBs sollen entfallen übernommen  

 

Dersdorf: 
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung FNP Be- nicht übernommen Erneut beantragen 

13



83/2020  Seite 10 von 25 

stand; ASB  

Suchraumes ASB  nicht übernommen Erneut beantragen 

 

Brenig:  

 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Prüfantrag, ob ein ASB 
(FNP-Bestand) zusammen 
mit der Ortschaft Bornheim 
dargestellt werden kann. 

nicht übernommen erneut anmelden, da Brenig 
in Zusammenhang mit ASB 
Bornheim eine durchgängige 
Einheit darstellt 

 

Bornheim: 
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Suchraum ASB 
 

Übernommen (nördlich Reu-
terweg) 

 

FNP-Bestand, ASB erweitern  Nicht übernommen (südlich 
Hellenkreuz) 

neu anmelden, da in Bo 27 
Gemeinbedarfsfläche südlich 
leicht erweitert wurde 

 

Bornheim/Roisdorf 
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Suchraum GIB  
 

teilweise übernommen (zwi-
schen Uedorfer Weg und 
Maarpfad) als GR (Regional)  

Lage zum Uedorfer Weg hin 
verschieben, (mehr Abstand 
zur Wohnbebauung, bessere 
Erschließung), Bezeichnung 
G Regional nicht erläutert 

 

Roisdorf:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung FNP Be-
stand  

Übernommen (Maarpfad / 
Fuhrweg / Koblenzer Str. ) 

 

Suchraum ASB Nr. 1 übernommen  

Prüfantrag, ob die ASB Nr. 2, 
3 und 4 entfallen können 

nicht übernommen Erneut beantragen 

ASB raus 
 

überwiegend übernommen 
(südöstlich Schussgasse) 

prüfen ob Herausnahme am 
Rand noch vergrößert wer-
den kann 

Änderung GIB zu ASB 
 

Übernommen (Sondergebiet 
Alexander-Bell-Straße) 

 

 

Hersel: 
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung Bestand übernommen  

Nachzeichnung FNP Be- Nur teilweise übernommen neu anmelden, He 31 ist 
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stand  Fläche des B-Plan He 31 
nicht übernommen, stattdes-
sen Flächen für Natur und 
Regionaler Grünzug darge-
stellt. 
Nicht übernommen GIB (an 
der Allerstraße) und ASB an 
der L 300 

Bestandteil des FNP und 
kurz vor Satzungsbeschluss, 
Regionalen Grünzug hier 
ändern. 
GIB u ASB – Nachzeichnung 
zur Ermöglichung einer Um-
fahrung der Kreuzung L 118 
/ L 300 erneut beantragen 

Suchraum ASB nicht übernommen (Mittel-
weg) 

keine Änderung, da Regio-
naler Grünzug 

Änderung GIB zu ASB  
 

weitestgehend übernommen 
(südlich Roisdorfer Straße) 

keine Änderung 

 

Widdig:  
 

Darstellung / Beschluss 
Stadt Bornheim 

BezReg. Köln Beschlussvorschlag Stea  

Nachzeichnung Bestand übernommen  

Nachzeichnung FNP Be-
stand (ASB Nr. 2)  

nicht übernommen Neuer Antrag ASB-
Suchraum zwischen L 300 u. 
Stadtbahntrasse 
Erweiterung des neuen ASB 
zwischen L 300 und Stadt-
bahntrasse, da dort die Ab-
sicht zur Ansiedlung eines 
Lebensmittelmarktes be-
steht. 

Neuer Suchraum ASB Nr. 1 
a + b 

nicht übernommen ASB Nr. 1b wegen Nähe zur 
Bahnhaltestelle neu anmel-
den  

Suchraum ASB Nr. 3 übernommen  

 
- Einstimmig -  
 

11 Verwaltungsvereinbarung Planung Radweg L 300 Hersel - Widdig 603/2020-9 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, den Abschluss der Verwaltungsvereinbarung zur Planung des kombinier-
ten Geh- und Radweges L 300 zwischen den Ortsteilen Hersel und Widdig – vorbehaltlich 
der ausstehenden juristischen Vertragsprüfung.  
 
- Einstimmig -  
 

12 Städtebaulicher Vertrag Sanierung Wirtschaftsweg von L 182 bis 
Golfanlage Römerhof 

596/2020-9 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, den Abschluss des städtebaulichen Vertrags zur Sanierung des Wirt-
schaftsweges zwischen L 182 und Golfanlage Römerhof einschließlich Anlagen  
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– vorbehaltlich der ausstehenden juristischen Vertragsprüfung. 
 
- Einstimmig -  
 

13 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 09.03.2020 betr. unzulässi-
ge Behandlung von Eingaben zum Bebauungsplan Se 21 

260/2020-7 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

14 Antrag der SPD-Fraktion vom 20.05.2020 betr. Grundsätze für die 
künftige Bauleitplanung 

391/2020-7 

 
AM Prinz stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Schluss der Rednerliste. 
Es spricht keiner gegen den Antrag. 
Der Geschäftsordnungsantrag des AM Prinz wird einstimmig angenommen. 
 
Die Anträge der SPD-Fraktion, 
1. Die Anzahl der Wohneinheiten in Bebauungsplänen orientiert sich künftig an der 

vorhandenen örtlichen Infrastruktur (Kitas, Schulen, Verkehr). 
 
2. Die Art der Bebauung orientiert sich an dem erkennbaren Bedarf an Wohnungs-

formen und –größen. 
 
3. Bei der Bauleitplanung ist die Leistungsfähigkeit auch des überörtlichen Straßen-

netzes zu berücksichtigen. Dies gilt ebenso für die Inhalte entsprechend notwen-
diger Verkehrsgutachten. 

 
4. Zu berücksichtigen ist weiterhin, ob ein ausreichendes ÖPNV-Angebot vorliegt 

oder angepasst werden kann. 
 
5. Bei den Straßen mit Sammelfunktion ist grundsätzlich ein Radweg mit einzupla-

nen. 
werden mit einem Stimmenverhältnis von 
08 Stimmen für den Antrag (SPD, B90/Grüne, Schulz) 
12 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG tw., FDP) 
01 Stimmenthaltung (UWG tw.) 
abgelehnt. 
 
Der Antrag der SPD-Fraktion den Beschlussentwurf wie folgt zu erweitern: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die vorgeschlagenen Grundsätze aus dem An-
trag der SPD-Fraktion zur Kenntnis und beschließt, über die darin enthaltenen Punkte im 
neuen Fachausschuss eine Entscheidung herbeizuführen, 
wird mit einem Stimmenverhältnis von 
08 Stimmen für den Antrag (SPD, B90/Grüne, Schulz) 
12 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG tw., FDP) 
01 Stimmenthaltung (UWG tw.) 
abgelehnt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, die zukünftigen Grundsätze der Bauleitpla 
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nung im neuen Fachausausschuss zu beraten und zu beschließen. 
 
- Einstimmig -  
 

15 Antrag der SPD-Fraktion vom 20.05.2020 betr. Leitfaden für Inves-
toren bei der weiteren städtebaulichen Entwicklung 

392/2020-7 

 
Die Antrag der SPD-Fraktion, die Verwaltung zu beauftragen, einen bindenden Leitfaden für 
Investoren bei der weiteren städtebaulichen Entwicklung unter Berücksichtigung folgender 
Punkte zu erstellen, 
 
1. In jedem neuen Baugebiet werden 30% der Wohneinheiten für geförderten Woh-

nungsbau vorgesehen. 
 
2. Im Sinne einer modernen Quartiersentwicklung soll es in jedem neuen Baugebiet 

einen Mix aus Angeboten für Familien, Singles, Senioren und Mehrgenerationen-
Projekten geben. 

 
3. Bei der Gestaltung von neuen Baugebieten ist ein ausgewogenes Verhältnis zwi-

schen kompakt bebauten Bereichen und Freiflächen herzustellen. 
 
4. Alle Straßen müssen größtmögliche Sicherheit auch für Fußgänger und den Fahr-

radverkehr bieten. 
 
5. Bei der Entwicklung eines neuen Baugebietes muss künftig die Aufnahmekapazi-

tät der örtlichen Infrastruktur ebenso Berücksichtigung finden, wie die ÖPNV-
Situation. 

 
6. Bei Verkehrsuntersuchungen sind künftig auch die Auswirkungen auf das überge-

ordnete Straßennetz zu betrachten. 
 
wird mit einem Stimmenverhältnis von 
08 Stimmen für den Antrag (SPD, B90/Grüne, Schulz) 
14 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG, FDP) 
abgelehnt. 
 
Der Antrag der SPD-Fraktion den Beschlussentwurf wie folgt zu erweitern: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die vorgeschlagenen Leitlinien aus dem Antrag 
der SPD-Fraktion zur Kenntnis und beschließt, über die darin enthaltenen einzelnen Punkte 
im neuen Fachausschuss eine Entscheidung herbeizuführen, 
wird mit einem Stimmenverhältnis von 
08 Stimmen für den Antrag (SPD, B90/Grüne, Schulz) 
14 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG, FDP) 
abgelehnt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, die von der Verwaltung entwickelten Krite-
rien der Bauleitplanung im neuen Fachausausschuss zu beraten und zu beschließen. 
 
- Einstimmig -  
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16 Antrag der Fraktion FDP vom 15.06.2020 betr. Verkehrsberuhi-
gung Zweigrabenweg 

450/2020-9 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis.  
 
- Einstimmig -  
 

17 Antrag der Fraktion FDP vom 15.06.2020 betr. Einmündung 
Kleinstraße auf Elbestraße 

451/2020-9 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung die Verkehrsverhältnisse im 
Einmündungsbereich Elbestraße (L300) / Kleinstraße im Rahmen eines straßenverkehrs-
rechtlichen Anhörverfahrens zu überprüfen, eventuell notwendige Anordnungen zu treffen 
und den Ausschuss über den Ausgang des Verfahrens zu unterrichten.    
 
- Einstimmig -  
 

18 Gemeinsamer Antrag der CDU, UWG/Forum und FDP-Fraktion 
vom 21.07.2020 betr. Freiflächenphotovoltaikanlage auf einer 
Kiesgewinnungsfläche 

566/2020-7 

 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt den Antrag, den Beschlussentwurf um die Prüfung 
von Agro Photovoltaikanlagen zu erweitern. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, vorbehaltlich der Vereinbar-
keit mit den Rekultivierungsauflagen des Rhein-Sieg-Kreises, mit der planungsrechtlichen 
Vorbereitung einer ehemaligen Abgrabungsfläche für eine Freiflächenphotovoltaikanlage und 
in diesem Zusammenhang auch den Einsatz von Agro-Photovoltaikanlagen zu prüfen. 
 
- Einstimmig -  
 

19 Antrag der Fraktion FDP vom 02.08.2020  betr. Lokale Gefahren-
stellen im Straßenverkehr 

598/2020-9 

 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung die eingereichten Gefahren-
stelle auf ein weiteres Handlungserfordernis hin zu prüfen, evtl. notwendige Anordnungen zu 
treffen und den Ausschuss über den Ausgang des Verfahrens zu unterrichten.    
 
- Einstimmig -  
 

20 Antrag der SPD-Fraktion vom 03.08.2020 betr. Planung und Um-
setzung einer Zufahrtsbeschränkung auf dem Dorfplatz in Kar-
dorf 

609/2020-9 

 
AM Prinz stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Schluss der Rednerliste. 
Es spricht keiner gegen den Antrag. 
Der Geschäftsordnungsantrag des AM Prinz wird einstimmig angenommen. 
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Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, ein straßenverkehrsrechtli-
ches Anhörungsverfahren nach § 45 StVO durchzuführen, um die Möglichkeiten einer Durch-
fahrtsbeschränkung für den Dorfplatz Kardorf zu prüfen und den Ausschuss über das Ergeb-
nis zu unterrichten.  
 
- Einstimmig -  
 

21 Große Anfrage der SPD Fraktion vom 21.07.2020 betr. Sanie-
rung/Instandsetzung von Straßen und Wirtschaftswegen 

568/2020-9 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
AM Hanft betr. Frage 4, Sanierungskonzept 
1. Wie sieht das zeitlich aus und wann wird dem Ausschuss das Sanierungskonzept 

vorgelegt? 
 

2. Wer definiert den verkehrssicheren Zustand? 
 

3. betr. verkehrssicherer Zustand 
Wird die Verpflichtung dadurch abgemildert, dass die Verwaltung entsprechende 
Schilder mit „Schlechter Wegestrecke“ oder Ähnlichem aufstellt und ist sie dann 
aus der Haftung raus und können weitere Maßnahmen wegen finanzieller Knapp-
heit dann nicht erfolgen? 

Antwort: 
Zu dem Konzept gehört ausdrücklich das Aufstellen von Schildern bis hin zum Sperren von 
Wegen. Die personellen Kapazitäten sind nicht vorhanden, um das, was eigentlich für die 
Wirtschaftswege getan werden müsste, zu tun. Insofern wird sich das Konzept auf die vor-
handenen Kapazitäten konzentrieren, um das, was sehr dringlich ist, mit aktuell möglichen 
Fördermitteln vielleicht zu sanieren. Um eine nachhaltige flächendeckende positive Ausstrah-
lung der Wirtschaftswege zu erreichen, reichen weder die 146.000 Euro, noch die personel-
len Kapazitäten. 
 
4. Habe ich das richtig verstanden, dass es um einen längeren Zeitraum (10 Jahre) 

geht und dann jährlich eine Handvoll Maßnahmen verwirklicht werden können? 
Wird eine Möglichkeit gesehen Fördermittel zu regenerieren, eventl. über Dorfer-
neuerung oder Ähnliches? 

Antwort: 
Ja, es gibt Ansätze zur Förderung solcher Wegekonzepte. Es wird angestrebt diesbezüglich 
einen Antrag zu stellen und eventl. den Auftrag für die Erarbeitung eines solchen Konzeptes 
an ein externes Büro zu vergeben.  
 
AM Geuer betr. Wendelinusstraße, durch einseitiges Befahren ist die Straße kaputt, Überle-
gen ob man nicht über beide Fahrbahnseiten fahren kann 
Antwort: 
Die Anregung wird aufgenommen. 
 

22 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

599/2020-1 

 
Mündliche Mitteilungen 
des Beigeordneten Herrn Schier 
betr. Bauantrag Hotel Hersel,  
Sondersitzung StEA am 17.09.2020, um über das Vorhaben zu beraten. 
-Kenntnis genommen- 
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Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Von der Vorlage-Nr. 599/2020-1 Kenntnis genommen. 
 
Zusatzfrage AM Velten betr. Sachstand Höherlegung Bahnsteige Linie 16 
Gibt es einen neuen Sachstand? 
Antwort: 
Nein, es gilt Entsprechendes, was vorhin zur Linie 18 vorgetragen wurde. Die HGK ist dabei 
das planerisch vorzubereiten. 
 

23 Mitteilung betr. Errichtung einer landwirtschaftlichen Mehr-
zweckhalle mit Schleppdach 

593/2020-6 

 
- Kenntnis genommen -  
 

24 Mitteilung betr. Aufnahme des Bahnhofes Roisdorf in die Moder-
nisierungsoffensive 3 

618/2020-7 

 
- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfrage AM Gesell 
Kann zur Sondersitzung am 17.09.2020 ein Zwischenergebnis mitgeteilt werden? 
Antwort: 
Dies wird versucht. 
 

25 Anfragen mündlich  

 
AM Stadler 
1. betr. Historische Wasserpumpe  

Kann das Thema historische Wasserpumpe noch einmal auf die Tagesordnung 
gesetzt werden?  

 
2. betr. Vermüllung in der Fußgängerunterführung Widdiger Weg/Custorstraße ist 

immer noch nicht beseitigt worden, Rutschgefahr auf der Treppe für Senio-
ren/innen 
Wann kann man damit rechnen, dass der SBB dies säubert? 

Antwort: 
Dies wird aufgenommen und an den SBB weitergeleitet. 
 
AM Prinz betr. südlicher Bereich des Masterplans Rheinaue in Hersel, für mehrere Parzellen 
gibt es keine Eigentümer 
Gibt es da einen neuen Sachstand? 
 
Antwort: 
Wird geprüft. Es gibt aktuell Gespräche, den Masterplan zu aktualisieren. 
 
AM Engels betr. Antrag CDU Lindenstraße/Travenstraße Einzuzeichnen für alternierendes 
Parken und Geschwindigkeitsreduzierung ist Anfang August umgesetzt worden 
Gewünschter Erfolg hat hier nicht funktioniert. 
 
1. Gibt es da eine Möglichkeit der Nachbesserung und könnte die Lindenstraße mit 

einer Gruppe von Vertretern der Lindenstraße und Travenstraße nochmals abge-
gangen werden, um vor Ort über die Problematik zu sprechen? 
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Antwort: 
Die Beschwerden werden zum Anlass genommen, den bisherigen Verlauf des Probebetrie-
bes kritisch zu würdigen und als bald eine Überprüfung im Rahmen einer erneuten SDR-
Messung durchzuführen, in wie weit das, was bisher provisorisch angedacht ist, tatsächlich 
erfolgreich sein kann. 
Die Maßnahme ist noch nicht abgeschlossen, weil die verkehrsrechtlichen Anordnungen 
noch nicht getroffen wurden, da es mehrere Anregungen aus der Anwohnerschaft gibt. 
Das Verwaltungshandeln der Verkehrsbehörde ist auf das objektive Handlungserfordernis 
abzustellen. 
 
2. Gibt es auch da eine Möglichkeit auf der Schulstraße eine Querung zu schaffen? 
Antwort: 
Es gab eine Querungshilfe. Diese wurde auf Grund einer Initiative (Probleme in der Abwick-
lung der rechts vor links Regelung bei der Ausfahrt Lindenstraße) abgeschafft. 
Dies wird dann jetzt nochmals geprüft. 
 
3. Kann der Probebetrieb so lange aufrechterhalten werden, bis eine endgültige Lö-

sung gefunden wurde? 
Antwort: 
Ja. Es ist teilweise von Beteiligten angekündigt worden, der Verwaltung Vorschläge zu 
übermitteln. Dies ist bis heute nicht geschehen. 
 
4. Werden zur Zeit im Probebetrieb Verwarnungsgelder verhängt? 
Antwort: 
Im Probebetrieb werden keine kostenpflichtigen Verwarnungen erteilt. 
 
AM Freynick betr. Travenstraße gleiche Problematik, Anwohner bezweifeln, dass Busse 
durchfahren können 
Ist der Probebetrieb beendet oder wird dieser weiter fortgeführt? 
Antwort: 
Die Verwaltung hat im Vorfeld mit dem Betreiber der ÖPNV (Buslinie 818) Gespräche ge-
führt. 
Von der RVK hat es bisher keine Hinweise diesbezüglich gegeben. Auf die Anregungen der 
Anwohner wird gewartet. 
Der Probebetrieb läuft weiter und wird durch eine nochmalige SDR-Messung hinsichtlich des 
Handlungserfordernisses und der Wirksamkeit des Erfordernisses unterstützt. 
 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 22:08 Uhr 
 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Schwarz  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bornheim am Donnerstag, 
17.09.2020, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 87/2020 

  Nicht-öffentliche Sitzung  StEA Nr. 0/2021 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Schwarz, Wolfgang CDU-Fraktion  

Mitglieder 
Breuer, Paul fraktionslos  
Engels, Hans Günther CDU-Fraktion ab TOP 4 tw. 
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Gesell, Andrea Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Geuer, Theo CDU-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Keils, Ewald CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Knapstein, Günter CDU-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Peters, Anna SPD-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
Schulz, Heinz-Peter Fraktionslos  
Stadler, Harald SPD-Fraktion  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Färber, Elisa FDP-Fraktion ab TOP 4 tw. 
Hochgartz, Markus Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Marx, Hans Heinrich CDU-Fraktion  
Montenarh, Stefan UWG/Forum-Fraktion  
Strauff, Bernhard CDU-Fraktion  
Tourné, Peter, Dr. SPD-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Will, Madeleine, Dr. Seniorenbeirat  

Verwaltungsvertreter 
Erll, Andreas  
Geurtsen, Stefanie  
Meskes-Außem, Marita  
Schier, Manfred, Erster Beigeordneter  
Schlösser, Christina  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Brief, Rolf UWG-Fraktion  
Lamprichs, Holger CDU-Fraktion  
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Liebeskind, Annette Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Rick, Nico FDP-Fraktion  
Roitzheim, Frank UWG-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Errichtung eines Hotels in Bornheim-Hersel 643/2020-6 

5 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

641/2020-1 

6 Anfragen mündlich  

 
 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Wolfgang Schwarz eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt 
Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Ausschuss 
für Stadtentwicklung beschlussfähig ist. 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, 
 
1. den Tagesordnung 15 von der Tagesordnung abzusetzen, da dieser bereits in 

der Ratssitzung am 03.09.2020 behandelt wurde. 
 

2. den Tagesordnungspunkt 16 von der Tagesordnung abzusetzen, da die 
Vergabe unter 50.000 Euro liegt. 
 

Stimmenverhältnis: 
- Einstimmig - 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-6. 
 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

 
Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

 
Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  

 
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
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 4 Errichtung eines Hotels in Bornheim-Hersel 643/2020-6 

 
Die SPD-Fraktion beantragt 
 
1. die Verwaltung zu beauftragen, die Vorgaben, die in der Vorlage beschrieben 

wurden, engmaschig bauordnungsrechtlich zu kontrollieren. 
 
2. die Verwaltung zu beauftragen, verkehrslenkende Maßnahmen zu prüfen und 

ggfls. anzuordnen. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
1. stimmt dem Bauantrag zur Errichtung eines Hotels mit 119 Stellplätzen in 

Bornheim-Hersel gem. § 34 BauGB zu. 
 
2. beauftragt die Verwaltung, die Vorgaben, die in der Vorlage beschrieben wurden, 

engmaschig bauordnungsrechtlich zu kontrollieren. 
 
3. beauftragt die Verwaltung, verkehrslenkende Maßnahmen zu prüfen und ggfls. 

anzuordnen. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

641/2020-1 

 
Mündliche Mitteilungen 
Keine. 
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Von der Vorlage-Nr. 641/2020-1 Kenntnis genommen. 
 

6 Anfragen mündlich  

 
Keine. 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:55 Uhr 
 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Schwarz  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Stadtentwicklungsausschuss 15.12.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 793/2020-1 

    Stand 24.11.2020 

 
Betreff 
 

Bestellung von Schriftführern / Schriftführerinnen für den 
Stadtentwicklungsausschuss 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss bestellt Frau Petra Altaner und Frau Carla Weiner auf 
Widerruf zu Schriftführerinnen des Stadtentwicklungsausschusses. 
 
Sachverhalt 
 
Gem. § 52 Abs. 1 i.V.m. § 58 Abs. 2 GO NRW und des § 31 GeschO des Rates bestellt der 
Stadtentwicklungsausschuss seine Schriftführer/innen.  
Der Bürgermeister schlägt vor, die o.a. Personen auf Widerruf zu bestellen. 
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Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss 10.03.2021 

Stadtentwicklungsausschuss 23.03.2021 

Rat 25.03.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 086/2021-7 

    Stand 29.01.2021 

 
Betreff 
 

Bebauungsplan Ro 25 "Koblenzer Straße" in der Ortschaft Roisdorf im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB; Änderung des 
Geltungsbereichs, Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung 

 
Beschlussentwurf Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss 
 
s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt 

 
1. den Bebauungsplan Ro 25 „Koblenzer Straße“ in der Ortschaft Roisdorf als Be-

bauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) wei-
terzuführen. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird abgese-
hen, 

2. den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ro 25 „Koblenzer Straße“ in der Ort-
schaft Roisdorf zu vergrößern,  

3. zu den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 (1) BauGB sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge gemäß § 4 (1) BauGB die vorliegenden Stellungnahmen der Stadt Bornheim, 

4. den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Ro 25 „Koblenzer Straße“ in der 
Ortschaft Roisdorf einschließlich der vorliegenden Hinweise und nachrichtlichen 
Übernahme sowie der vorliegenden Begründung gemäß § 3 (2) BauGB für die 
Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

 
Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat am 18.05.2017 die Aufstellung des Bebauungsplanes Ro 25  
in der Ortschaft Roisdorf beschlossen (s. Vorlage 259/2017-7). Ziel der Planung ist der Aus-
bau der Koblenzer Straße im Trennprinzip.  

Ö  7Ö  7
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Am 22.03.2018 wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden vom 
Rat der Stadt Bornheim beschlossen (s. Vorlage 090/2018-7) und vom 14.06. bis 11.07.2018 
durchgeführt. 
 
Der Bebauungsplan Ro 25 in der Ortschaft Roisdorf wurde zunächst im Vollverfahren aufge-
stellt. Für das weitere Verfahren wird vorgeschlagen, den Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB weiterzuführen, da es sich bei dem Ausbau der Koblenzer 
Straße um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt. Somit wird von der Umweltprü-
fung, von dem Umweltbericht, von der Angabe, welche umweltbezogenen Informationen 
verfügbar sind, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a BauGB und von einer 
Überwachung nach § 4c BauGB abgesehen. Eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung und ein 
damit einhergehender Ausgleich sind somit ebenfalls nicht notwendig. 
 
Das Plangebiet ist ca. 0,3 ha groß und wird im Wesentlichen im Norden durch den Maarpfad, 
im Osten durch Wohnbebauung, im Süden durch den Knotenpunkt mit dem Fuhrweg und im 
Westen durch Wohnbebauung sowie unbebaute Flächen begrenzt. Der Flächennutzungs-
plan stellt für diesen Bereich gemischte Bauflächen dar.  
 
Die Koblenzer Straße hat bereits heute eine hohe Bedeutung für die Erschließung und An-
bindung des östlichen Teils von Roisdorf. Sie bindet an die als L 118 klassifizierte Herseler 
Straße an, die eine Verbindung zur Bundesautobahn 555 und zum Ortszentrum von Born-
heim herstellt. In Folge sukzessiv entstandener Wohnbebauung und der Lage im Verkehrs-
netz kommt der Koblenzer Straße eine Sammelfunktion zu. Die Koblenzer Straße befindet 
sich jedoch im Geltungsbereich des Bebauungsplans in einem nicht ausgebauten Zustand. 
Daher kann sie in diesem Bereich ihrer vollumfänglichen Funktion nicht gerecht werden. Der 
südliche Bereich der Koblenzer Straße, zwischen Fuhrweg und Maarpfad, ist bereits end-
ausgebaut.  
Das östlich der Koblenzer Straße verortete Plangebiet Ro 23 soll durch eine Anbindung an 
die Koblenzer Straße erschlossen werden. Ebenso ist festzustellen, dass die Vielzahl an 
Verkehrstypen, induziert durch die umliegenden landwirtschaftlichen Nutzungen, eine siche-
re Verkehrsführung erfordert. 
 
Der notwendige Ausbau der Straße kann nicht ausschließlich auf städtischen Flächen 
durchgeführt werden. Daher ist zur Umsetzung der Planung Grunderwerb notwendig. Die 
Planung wurde bereits so durchgeführt, dass möglichst wenige Flächen angekauft werden 
müssen.  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Ro 25 soll somit die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für den Ausbau der Koblenzer Straße zwischen Maarpfad und Fuhrweg zu einer 
Sammelstraße im Trennprinzip schaffen.  
 
Durch die Überarbeitung des Straßenentwurfs wurde der Geltungsbereich um den Einmün-
dungsbereich Maarpfad/Koblenzer Straße erweitert. Zudem haben sich im nordwestlichen 
Bereich und im südöstlichen Bereich geringfügige Änderungen ergeben.  
 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sollen die Bürger und Träger öffentlicher Belange 
nun die Möglichkeit bekommen, Stellungnahmen zur Planung abzugeben. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
1.500 Euro für die Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie die Ausfertigung des 
Rechtsplanentwurfes. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
01 Ro 25 Übersichtskarte 
02 Ro 25 Gestaltungsentwurf 
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03 Ro 25 Rechtsplanentwurf 
04 Ro 25 Textteil 
05 Ro 25 Begründung 
06 Ro 25 Stellungnahmen Öffentlichkeit frühzeitige Beteiligung 
07 Ro 25 Stellungnahmen TÖB frühzeitige Beteiligung 
08 Ro 25 Abwägung Stellungnahmen frühzeitige Beteiligung 
09 (nicht abgedruckt) Ro 25 Verkehrsgutachten zum Bebauungsplan Ro 23 
10 (nicht abgedruckt) Ro 25 Verkehrszählung Koblenzer Straße  
11 (nicht abgedruckt) Ro 25 Artenschutzprüfung Stufe 1 
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Bebauungsplan Ro 25 „Koblenzer Straße“  
in der Ortschaft Roisdorf 

 
Textteil 

Hinweise und nachrichtliche Übernahme 
 
 
Nachrichtliche Übernahme 
(gemäß § 9 Abs. 6 BauGB) 
 

Wasserschutzgebiet Wesseling-Urfeld 
Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III B der Wassergewinnungsanlage Urfeld, 
Wasserschutzgebietsverordnung der Bezirksregierung Köln, vom 24.05.1994 ein-
schließlich der 1. Änderung vom 04.02.1999 und der 2. Änderung vom 26.01.2005. 
Die Verordnung enthält umfangreiche Begriffsbestimmungen für „unverschmutztes“ 
und „gering verschmutztes“ Niederschlagswasser sowie modifizierte Schutzbestim-
mungen für die Zone III B.  

Die ordnungsbehördliche Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für 
das Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Urfeld bzgl. der genehmigungs-
pflichtigen Tatbestände und Verbote in der Wasserschutzzone III B ist zu beachten. 

 
Für die Befestigung der Straßen und Wege sowie für die Parkplatzanlage ist versicke-
rungsfähiges Pflaster (Ökopflaster) nicht zulässig. 
Der Einsatz von mineralischen Stoffen aus Bautätigkeiten (Recyclingbaustoffe) und 
industriellen Prozessen (z.B. LD- Schlacke, Elektroofenschlacke u.a.) im Straßen- 
und Erdbau bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis und ist nur unter versiegelten 
Flächen zulässig.  

Für die Errichtung der Straßen und Wege sowie für die Errichtung der Parkplatzanla-
gen ist vor Baubeginn ein Antrag auf Genehmigung nach § 3 Abs. 1 Ziffer 9 und 10 
der Wasserschutzgebietsverordnung an den Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt und 
Naturschutz zu stellen. Für die Befestigung der Straßen und Wege sowie für die 
Parkplatzanlage ist versickerungsfähiges Pflaster (Ökopflaster) nicht zulässig.  

 
 Hinweise 

1. Archäologische Funde 
Werden Bodendenkmäler als Zeugnisse der Geschichte oder für den Laien erkennba-
re mögliche Bodendenkmäler sowie Veränderungen und Verfärbungen in der natürli-
chen Bodenbeschaffenheit entdeckt, ist nach den §§ 15,16 Denkmalschutzgesetz NW 
(DSchG NW) die Entdeckungsstätte in unverändertem Zustand zu erhalten und dies 
der Stadt Bornheim als Untere Denkmalbehörde (02222/945-0) oder dem LVR-Amt 
für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Tel.: 02206 / 9030-0, 
Fax: 02206 / 90309-22 unverzüglich zu melden. Die Weisung des LVR-Amtes für Bo-
dendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

Bei einer eventuell notwendig werdenden Unterschutzstellung eines Bodendenkmals 
bedarf es einer Erlaubnis nach § 9 DSchG NW, falls dies aufgrund einer Baumaß-
nahme ganz oder teilweise beseitigt werden muss. Die Erlaubnis kann unter Auflagen 

Ö  7Ö  7
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und Bedingungen erteilt werden. Falls es zu einer Zerstörung von Bodendenkmälern / 
Bodenfunden kommen sollte, können sich mögliche Kostenfolgen für Grabungen, Do-
kumentationen und wissenschaftliche Beratung solcher Funde ergeben. 

2. Kampfmittel 
Bei Kampfmittelfunden und / oder Feststellung außergewöhnlicher Verfärbungen 
beim Aushub während der Erd- / Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen 
und die zuständige Ordnungsbehörde, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder 
der KBD (Kampfmittelbeseitigungsdienst) zu verständigen. 

Bei Erdarbeiten mit erheblich mechanischer Belastung (z.B. Rammarbeiten, Pfahl-
gründungen, Verbauarbeiten oder vergleichbaren Arbeiten) wird eine Sicherheitsde-
tektion empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst 
NRW – Rheinland abzustimmen. Weiterhin wird auf das Merkblatt des Kampfmittel-
beseitigungsdienstes NRW - Rheinland „Merkblatt für das Einbringen von „Sondier-
bohrungen“ im Regierungsbezirk Köln“ verwiesen. 

3. Boden- und Wasserschutz 
Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes bauschutthaltiges oder 
organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungs-
gemäß zu entsorgen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind 
dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz – Sachgebiet „Gewerbliche 
Abfallwirtschaft“ – anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die 
Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen.  
 
Sofern im Rahmen des geplanten Straßenausbaus eine Entwässerung von Baugru-
ben erforderlich wird, bedarf dies einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Der Antrag ist 
rechtzeitig beim Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz einzureichen. Mit 
der Baumaßnahme darf erst begonnen werden, wenn dem Bauherr/der Bauherrin der 
entsprechende wasserrechtliche Bescheid vorliegt.  
 
Betriebsstörungen und sonstige Vorkommnisse, die erwarten lassen, dass wasserge-
fährdende Stoffe in das Grundwasser gelangen, sind unverzüglich dem Rhein-Sieg-
Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz (Untere Wasserbehörde) anzuzeigen.  

4. Bodenschutz und Altlasten  
Der im Plangebiet vorhandene humose belebte Oberboden ist gemäß § 202 BauGB 
zum Schutz des Mutterbodens und von Bau- und Betriebsflächen gesondert abzutra-
gen, zu sichern und zur späteren Wiederverwendung zu lagern und als kulturfähiges 
Material zur Anlage von Strauch- und Baumvegetation wieder aufzubringen. 
 
Werden bei den Bauarbeiten verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unver-
züglich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz zu informieren. 

5. DIN-Normen 

Die in dieser Satzung in Bezug genommenen DIN-Normen können bei der Stadt 
Bornheim, Rathausstraße 2, 53332 Bornheim, im Stadt-planungs- und Liegenschafts-
amt während der Öffnungszeiten eingesehen und auch über die Beuth– Verlag 
GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin kostenpflichtig bezogen werden. 
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6. Baumschutz 
Bei Arbeiten im Kronentrauf- und Wurzelbereich von Gehölzen ist die DIN 18920 
(Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen) zu beachten.   

7. Tierschutz 
Die Rodung von Gehölzen ist gemäß den Bestimmungen des § 39 Abs. 5 BNatSchG 
(Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere) grundsätzlich in der Zeit zwischen dem 
1. März und dem 30. September verboten. Gehölzrodungen sind generell auf ein 
notwendiges Maß zu beschränken.  

8. Leitungsschutz 
Im Bereich von Leitungstrassen sind im Rahmen von Pflanzmaßnahmen die Vorga-
ben des Merkblattes „Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanla-
gen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zu beachten. 

9. Fachgutachten 
Folgende Fachgutachten wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
25 oder von Bebauungsplänen in einem engen sachlichen Zusammenhang erarbei-
tet: 

IGEPA Verkehrstechnik GmbH: Grundstücksentwicklung Fuhrweg Bornheim – Rois-
dorf Verkehrsbelastungen Koblenzer Str. zwischen Fuhrweg und Maarpfad, Analyse 
15:00 - 19:00 Uhr und DTV a.T. Eschweiler, April 2016. 

 
INGENIEURGRUPPE STADT + VERKEHR: Bebauungsplan Ro 23, Stadt Bornheim, 
Roisdorf-Ost, Verkehrliche Auswirkungen. Bonn, Juni 2020. 

 
Umwelt- und Grünflächenamt Stadt Bornheim: Bebauungsplan Ro 25 – Koblenzer 
Straße, Artenschutzrechtliche Vorprüfung, Dezember 2020. 
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Bebauungsplan Ro 25 „Koblenzer Straße“ 
in der Ortschaft Roisdorf 

 
 
 
 
 
 
 

Begründung zur Offenlage 
gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand: 03.02.2021 
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1 Ausgangssituation  

1.1 Lage des Geltungsbereichs 
Der ca. 0,3 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs liegt in der Bornheimer 
Ortschaft Roisdorf, in der Gemarkung Roisdorf, Flur 23 und 24. 
 
Das Plangebiet lässt sich im Wesentlichen wie folgt abgrenzen: 
 

• Im Norden durch den Maarpfad. 
• im Osten durch Wohnbebauung, 
• im Süden durch den Knotenpunkt mit dem Fuhrweg und 
• im Westen durch Wohnbebauung bzw. unbebaute Flächen. 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs wurde im Laufe des Verfahrens an die 
fortgeschrittenen Planungen angepasst. Im Norden wurde der Geltungsbereich nach Durchführung 
der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit um den Einmündungsbereich Maarpfad/Koblenzer 
Straße erweitert. Zudem haben sich im nordwestlichen und im südöstlichen Bereich geringfügige 
Änderungen ergeben. Die genaue Abgrenzung des Plangebietes kann der nachfolgenden 
Planzeichnung entnommen werden. 
 

 

1.2 Anlass und Ziel der Planung 
Der Koblenzer Straße kommt bereits heute eine wichtige Bedeutung für die Erschließung und 
Anbindung im Bereich Roisdorf-Ost zu. Sie bindet unmittelbar an die Herseler Straße an, die noch 
als L 118 klassifiziert ist. Die Herseler Straße stellt wiederum die Verbindung zur Anschlussstelle 
der Autobahn A 555 und zum Ortszentrum von Bornheim her. Auch nach der erfolgten 
Fertigstellung der L 281 sowie der L 183n bleibt die Herseler Straße als Haupterschließungsstraße 
zwischen der Ortslage Roisdorf und der A 555 bestehen, so dass sich die Funktion und die 
Verkehrsbelastung der Koblenzer Straße auch künftig nicht verringern wird. Aufgrund im Umfeld 
geplanter Wohnbebauung ist hier tendenziell eher von einer Zunahme der verkehrlichen Belastung 
auszugehen. 
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Der südliche Abschnitt der Koblenzer Straße zwischen Herseler Straße und Fuhrweg, welcher 
außerhalb des Geltungsbereichs liegt, ist bereits einer Sammelstraße entsprechend im 
Trennprinzip ausgebaut. Durch die bereits erfolgte bauliche Nachverdichtung und 
Baulückenschließung entlang der Koblenzer Straße in den letzten Jahren kommt auch dem 
nördlichen Abschnitt der Koblenzer Straße mittlerweile eine Sammelfunktion zu. Dieser Abschnitt 
zwischen Fuhrweg und Maarpfad befindet sich jedoch in einem nicht ausgebauten Zustand. Damit 
kann die Koblenzer Straße in diesem Bereich ihrer Funktion als Sammelstraße nicht voll gerecht 
werden. 
 
Die Notwendigkeit eines Ausbaus der Koblenzer Straße wird durch perspektivisch geplante 
Wohnbauentwicklungen in Roisdorf-Ost verstärkt. Ein solches Vorhaben ist der im 
Aufstellungsverfahren befindliche Bebauungsplan Ro 23, der auf den mittlerweile aufgegebenen 
landwirtschaftlichen Flächen östlich der Koblenzer Straße Wohnbauflächen für ca. 120 bis 
Wohneinheiten ausweist. Eine Machbarkeitsstudie hat die Erschließung über die Koblenzer Straße 
als die wirtschaftlichste und flächensparendste Erschließungsmöglichkeit identifiziert. Der Rat der 
Stadt Bornheim hat daraufhin diese Erschließungsvariante am 18.02.2016 beschlossen (s. Vorlage 
066/2016-7). 
 
Zudem ist aufgrund des nicht ausgebauten Zustands der Straße die Verkehrssicherheit für die 
heutigen Verkehrsteilnehmer lediglich eingeschränkt gegeben. Die Anordnung des ruhenden 
Verkehrs ist ungeklärt. 
 
Der Bebauungsplanentwurf sieht daher den Ausbau der Koblenzer Straße zwischen Fuhrweg und 
Maarpfad von einer nicht ausgebauten Erschließungsstraße zu einer Sammelstraße im 
Trennprinzip vor. 
 
Ein Ausbau der Koblenzer Straße ist nicht allein auf städtischen Flächen möglich. Für die 
Durchführung der Planung ist daher Grunderwerb von ca. 220 m² notwendig. Die Aufstellung des 
Bebauungsplans soll hierfür die Grundlage darstellen. Der Erwerb der notwendigen Flächen durch 
die Stadt Bornheim soll möglichst freihändig erfolgen. 

1.3 Grundlage des Verfahrens und Beschlusslage 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 18.05.2017 die Aufstellung des 
Bebauungsplans Ro 25 gem. § 2 (1) BauGB beschlossen (s. Vorlage 259/2017-7). Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs Ro 25 war zuvor Bestandteil des 
Bebauungsplanentwurfs Ro 23. Zur Erleichterung der Umsetzung beider Bebauungsplanverfahren 
wurde die Koblenzer Straße aus dem Geltungsbereich des Ro 23 herausgenommen und wird als 
gesonderter Bebauungsplan aufgestellt.  

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 
wurde am 03.11.2017 beschlossen (s. Vorlage 090/2018-7) und vom 14.06. bis zum 11.07.2018 
durchgeführt.  
 
Der Bebauungsplan Ro 25 „Koblenzer Straße“ wurde zunächst im Vollverfahren gemäß § 2 (1) 
BauGB aufgestellt. Im Laufe des Verfahrens wurde jedoch beschlossen, den Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB fortzuführen. Die Voraussetzungen für die 
Anwendung des beschleunigten Verfahrens werden als gegeben angesehen, da durch den 
Ausbau der Koblenzer Straße eine bereits bestehende und im Innenbereich liegende 
Erschließungsanlage für die Erschließung einer Erweiterung des Siedlungsbereichs genutzt 
werden kann. Somit kann auf die Versiegelung von erheblich mehr unbebauter Fläche im 
Außenbereich verzichtet werden, da ein Straßenneubau nicht notwendig ist. Das Vorhaben kann 
daher als Maßnahme der Innenentwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB bewertet werden.  
Zudem umfasst das Plangebiet eine Fläche von ca. 3.000 m². Somit liegt die voraussichtlich zu 
versiegelnde Fläche unterhalb von 20.000 m². Der unmittelbar an den Bebauungsplanentwurf Ro 
25 angrenzende und sich derzeit ebenfalls in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Ro 23 wird im 
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Vollverfahren mit Umweltbericht aufgestellt und ist daher nicht in die zulässige überbaubare 
Grundfläche bzw. zu versiegelnde Fläche gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB miteinzurechnen. 
Gleiches gilt für den nahegelegenen Bebauungsplan Ro 22. 
 
Durch den Bebauungsplan Ro 25 wird im Übrigen nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG oder nach 
Landesrecht unterliegen. Ebenso bestehen keinerlei Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Natura 2000-Gebiete. Demgemäß erfüllt der Plan die 
Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB und kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt 
werden. Folgerichtig wird von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht, von der Angabe, 
welche umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a BauGB und von einer Überwachung nach § 4c BauGB abgesehen. Im beschleunigten 
Verfahren gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der 
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  

2 Übergeordnete Planungen und bestehende verbindliche Bauleitpläne  

2.1 Regionalplan  
Der Regionalplan stellt für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Allgemeinen Freiraum- und 
Agrarbereich dar. Aufgrund des geringen Detaillierungsgrades und der geringen Plangebietsgröße 
steht der Regionalplan der Aufstellung des Bebauungsplans jedoch nicht entgegen. 

2.2 Flächennutzungsplan  
Der Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim stellt für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
gemischte Baufläche dar und steht den Planungen daher nicht entgegen. 

2.3 Bestehende verbindliche Bauleitpläne  
Für das Plangebiet besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan. Östlich des 
Bebauungsplanentwurfs Ro 25 zwischen Fuhrweg und Herseler Straße befindet sich der 
Bebauungsplan Ro 22, der die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Wohngebiet schafft. 
Zwischen Fuhrweg und Maarpfad liegt zudem der Geltungsbereich des Bebauungsplans Ro 23, 
der sich zurzeit in der Aufstellung befindet. Auch hier soll ein neues Wohngebiet entstehen. 
Südwestlich des Bebauungsplanentwurfs Ro 25 befindet sich zudem der Bebauungsplan Ro 14, 
der ebenfalls ein Allgemeines Wohngebiet festsetzt.  

2.4 Landschaftsplan  
Der Landschaftsplan des Rhein-Sieg-Kreises macht für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
keine Festsetzungen.  

2.5 Grundwasserschutz  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Ro 25 befindet sich in der Wasserschutzzone III B des 
Wasserwerks Urfeld. In den Bebauungsplanentwurf wird daher der Hinweis aufgenommen, dass 
eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Rhein-Sieg-Kreis einzuholen ist, sofern im Rahmen des 
geplanten Straßenausbaus eine Entwässerung von Baugruben erforderlich wird und dass mit der 
Baumaßnahme erst begonnen werden darf, wenn dem Bauherrn/der Bauherrin der entsprechende 
Bescheid vorliegt.  
Ferner wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass Betriebsstörungen und sonstige 
Vorkommnisse, die erwarten lassen, dass wassergefährdende Stoffe in das Grundwasser 
gelangen, unverzüglich dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz (Untere 
Wasserbehörde) anzuzeigen sind.  
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2.6 Denkmalpflege 
Laut LVR-Amt für Bodendenkmalpflege sind keine Konflikte zwischen der Planung und den 
öffentlichen Interessen des Bodendenkmalschutzes zu erkennen. Es wurden jedoch keine 
Untersuchungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Fläche durchgeführt, weshalb 
diesbezüglich nur eine Prognose möglich ist. 
Die Bestimmungen nach §§ 15, 16 DSchG NRW (Meldepflicht- und Veränderungsverbot bei der 
Entdeckung von Bodendenkmälern) sind zu beachten. 
Aus diesem Grund wird im Bebauungsplan der Hinweis aufgenommen, dass bei 
Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde der Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland unverzüglich zu 
melden sind. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung 
des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.   

3 Bestand  

3.1 Städtebauliche Situation 
Das Umfeld der Koblenzer Straße und der angrenzenden Straßen ist überwiegend durch 
Wohnbebauung, die aus ein- bis zweigeschossigen Einzel- und Mehrfamilienhäusern besteht, 
geprägt. Entlang der Straße bestehen viele Zufahrten zu privaten Garagen und Stellplätzen. Die 
Grundstücke sind zur Straße teilweise mit Zäunen oder Hecken versehen. Die Koblenzer Straße 
und die unmittelbar angrenzenden Straßen sind als Tempo 30-Zone ausgewiesen. Im Bereich des 
Geltungsbereichs stellt sich die Straße als nicht ausgebaute Mischverkehrsfläche, ohne 
Separationen durch Bordsteine oder Ähnliches, dar. Die befestigte Fahrbahn ist zwischen 5 und 
9 m breit. Die Seitenräume bestehen weitestgehend aus einer Kies-/ Schotterdecke. Vor 
Garageneinfahrten sind diese teilweise asphaltiert. Der Abschnitt zwischen Fuhrweg und Herseler 
Straße, südlich des Geltungsbereiches, ist hingegen im Trennprinzip mit einer zwischen 6 und 
6,5 m breiten Fahrbahn, die mit Bordsteinen eingefasst ist, ausgebaut. Die Seitenräume bestehen 
aus Gehwegen und teilweise unmarkierten Parkstreifen. 

3.2 Bodenbelastungen  
Es liegen keine Hinweise für eine Bodenbelastung vor.  

3.3 Verkehr  
Im April 2016 wurden von der IGEPA Verkehrstechnik GmbH die in der Koblenzer Straße 
vorhandenen Verkehrsbelastungen an zwei Querschnitten nördlich des Fuhrwegs und südlich des 
Maarpfads für ein 4h-Intervall zwischen 15:00 und 19:00 Uhr erhoben. Demnach wurden in der 
Koblenzer Straße vor dem Maarpfad im Querschnitt für beide Fahrtrichtungen zusammen 112 
Kfz/4h und am Fuhrweg im Querschnitt 171 Kfz/4h gezählt. Aufgrund der Nähe zu 
landwirtschaftlichen Flächen ergibt sich, dass neben Pkws auch Traktoren die Koblenzer Straße 
befahren. Der Lkw-Verkehr ist als unbedeutend anzusehen. Aus den durchgeführten 
Verkehrszählungen lassen sich die Belastungen für die Spitzenstunde der untersuchten 
Querschnitte ermitteln. Demnach ergibt sich eine Spitzenbelastung von 45 Kfz/h für den 
Querschnitt südlich des Maarpfads und 68 Kfz/h für den Querschnitt nördlich des Fuhrwegs.  
 
Im April 2019 wurde eine Verkehrszählung mittels Video-Aufzeichnung durch das Büro VE-Kass 
Ingenieurgesellschaft mbH, Köln durchgeführt. Aus der Verkehrszählung wurde eine 
durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV) von 390 Kfz im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanentwurfs Ro 25 abgeleitet. Das Ingenieurbüro ISV hat im Zuge des 
Bebauungsplanverfahrens Ro 23 ein Gutachten über die voraussichtliche Verkehrsbelastung der 
Koblenzer Straße durch das neue Wohngebiet Ro 23 und die Kita Maarpfad erstellt. Laut ISV wird 
es durch das geplante Baugebiet Ro 23 zu einer Mehrbelastung von 554 Kfz/Tag und durch die 
Kita Maarpfad zu 198 Kfz/Tag kommen. In den morgendlichen Spitzenstunden wird eine 
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zusätzliche Verkehrsstärke von 135 Kfz/h, in den abendlichen Spitzenstunden von 95 Kfz/h 
erwartet.  
 
Insgesamt werden die Kita Maarpfad und die Planungen zum Baugebiet Ro 23 zu einer 
Verkehrsstärke von ca. 1.150 Kfz/Tag im Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs Ro 25 
führen. Dies entspricht in etwa der 3-fachen Verkehrsstärke auf der Koblenzer Straße im Vergleich 
zum Status quo. Damit liegt die Verkehrsstärke nach wie vor weit unter einer gewöhnlichen Wohn- 
oder Sammelstraße. Ein Ausbau im Trennprinzip ist angesichts der erhöhten Verkehrsbelastung 
jedoch dennoch notwendig.  

4 Ziel und Zweck der Planung 

4.1 Städtebauliche Ziele 
Die Koblenzer Straße wurde in den letzten Jahren fast vollständig durchgehend bebaut, was einen 
Ausbau erforderlich gemacht hat. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Ro 25 sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, die Koblenzer Straße zwischen 
Fuhrweg und Maarpfad nun erstmalig, ihrer Einstufung als Sammelstraße entsprechend, im 
Trennprinzip auszubauen. 
 
Durch den Ausbau soll die Koblenzer Straße ihrer derzeitigen Funktion als Sammelstraße, die 
durch weitere Baulandentwicklungen in Roisdorf-Ost in Zukunft verstärkt wird, gerecht werden. Der 
geplante Ausbau dient zudem der Verbesserung der Verkehrssicherheit und der Parkplatzsituation 
für die heutigen Anwohner entlang der Koblenzer Straße. 
 
Für die Durchführung der Planung ist Grunderwerb notwendig. Ziel des städtebaulichen Konzeptes 
ist es, möglichst wenige private Flächen zu tangieren. Dadurch wird es zu Fahrbahnverengungen 
kommen, die zur Geschwindigkeitssenkung beitragen und sich somit positiv auf die Sicherheit der 
Koblenzer Straße auswirken. Der Bebauungsplan dient auch als Grundlage, um Instrumente zur 
Umsetzung der Planung nach dem BauGB einzusetzen. Die Stadt möchte die notwendigen 
Flächen jedoch möglichst freihändig erwerben.  

4.2 Städtebauliches Konzept 
Der geplante Ausbauquerschnitt orientiert sich an der der RASt 06.  
 
Der zukünftige Ausbau richtet sich nach der Gesamtcharakteristik der Straße nach den Vorgaben 
der RASt 06. Dazu werden neben den abzusehenden Fahrten weitere Kriterien herangezogen. Die 
Charakterisierung erfolgt auf Grundlage des räumlichen Gesamtgefüges und der damit 
verbundenen Funktion der Straße für die unmittelbare Umgebung sowie für das erweiterte Umfeld. 
Kriterien für diese Einschätzung sind Verkehrsstärke, Bebauung, Längenentwicklung, 
Erschließungsfunktion sowie die differenzierten Nutzungsansprüche einzelner Verkehrsteilnehmer. 
 
Entsprechend diesen Charakteristiken entspricht die Gesamtfunktion der Koblenzer Straße einer 
Sammelstraße, insbesondere aufgrund ihrer bereits bestehenden Funktion für die Straßen 
Maarpfad, Custorstraße, Fuhrweg sowie gewerbliche und landwirtschaftliche Verkehre.  
Die Koblenzer Straße stellt auch einen Teilbereich des Gemüseweges (Wirtschaftsweg) dar. Dies 
bringt auch eine Nutzung durch große landwirtschaftliche Fahrzeuge mit sich. Zum Schutz 
schwächerer Verkehrsteilnehmer sind daher beidseitig entsprechend der RASt 06 Gehwege 
erforderlich. Darüber hinaus besteht durch im Bestand gegebene Mehrfamilien- sowie 
Reihenhäuser ein entsprechender Bedarf und daraus resultierender Parkdruck innerhalb 
öffentlicher Verkehrsflächen. Dieser fordert eine entsprechende Dimensionierung und 
Ausgestaltung der Koblenzer Straße als Sammelstraße.  
Mit Ausnahme der zukünftig erwartbaren Verkehrszahlen entspricht die Koblenzer Straße in ihrer 
Funktion einer Sammelstraße und ist deshalb entsprechend dieser Richtlinien zu planen. 
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Der Bebauungsplan setzt lediglich die äußeren Grenzen der Verkehrsfläche fest. Die Konkrete 
Planung wird durch den tiefbautechnischen Entwurf festgelegt und im Bebauungsplan lediglich 
nachrichtlich dargestellt. 
 
Das dem Bebauungsplanentwurf zugrundeliegende Konzept sieht den Ausbau der Koblenzer 
Straße zu einer Sammelstraße im Trennprinzip vor und gliedert den Verkehrsraum durch die 
Fahrbahn, beidseitige Gehwege und stellenweise Parkstreifen in eindeutige Bereiche. Es ist 
grundsätzlich ein Ausbau der Fahrbahnbreite auf 5,5 m vorgesehen. An vier Engstellen, die der 
Geschwindigkeitsreduzierung dienen, verringert sich die Fahrbahnbreite auf mindestens 4,2 m. Die 
Gehwegbreite beträgt größtenteils 1,75 m auf beiden Seiten, auf Höhe der Hausnummern 11 und 
13 sowie 6 verringert sich die Gehwegbreite auf einer kurzen Distanz auf einer Seite auf 1,5 m 
bzw. 1,25 m. Gemäß RASt 06 ist eine Gehwegbreite von 2,5 m vorgesehen. Jedoch ist auf Grund 
der Bestandssituation eine Anpassung und somit eine Verringerung der Gehwegbreiten notwendig. 
Gemäß RASt 06 können bei besonderen räumlichen Gegebenheiten unter Anwendung des 
Separationsprinzips beidseitige Gehwege mit einer Breite von 1,5 m angelegt werden. Der Entwurf 
sieht an einigen Stellen 2,0 m breite, parallel zur Fahrbahn verlaufende Parkstreifen für insgesamt 
12 öffentliche Parkplätze vor. Vorhandene Einfahrten zu privaten Garagen und Stellplätzen wurden 
bei der Anordnung der öffentlichen Parkplätze berücksichtigt. 
 
Für den geplanten Ausbau der Koblenzer Straße ist nach aktuellem Stand der Erwerb von ca. 
220 m² privater Grundstücksfläche notwendig.  
 
Da es sich um den Erstausbau der Koblenzer Straße handelt, werden die Erschließungsbeiträge 
gemäß § 127 BauGB erhoben. Danach werden 90 % der Kosten durch die Anlieger übernommen 
und 10 % durch die Stadt. Es besteht zudem eine Absichtserklärung des Investors des Baugebiets 
Ro 23, einen Teil der Kosten für den Straßenausbau zu übernehmen. Die Stadt wird den Ausbau 
im Rahmen des Straßenbauprogramms durchführen. 

5 Planinhalt und Festsetzungen  

Das Plangebiet wird gänzlich als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt.  

6 Nachrichtliche Übernahmen  

Die Stellplätze, Bürgersteige und Baumscheiben werden nachrichtlich übernommen. Eine genaue 
Ausarbeitung erfolgt im Zuge der Straßenausbauplanung.  
 
Die Lage des Plangebietes innerhalb der Wasserschutzzone III B des Wasserschutzgebietes Wes-
seling-Urfeld wird gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen. Dabei werden gemäß den 
Hinweisen des Rhein-Sieg-Kreises folgende Tatbestände aufgelistet, die bei der Umsetzung der 
Planung zu beachten sind:  

• Die ordnungsbehördliche Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das 
Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Urfeld bzgl. der genehmigungspflichtigen Tat-
bestände und Verbote in der Wasserschutzzone III B ist zu beachten.  

• Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist – nach vorhergehender, wasserrechtlicher 
Erlaubnis – nur unter versiegelten Flächen zulässig.  

• Für die Errichtung der Straßen und Wege sowie für die Errichtung der Parkplatzanlagen ist 
vor Baubeginn ein Antrag auf Genehmigung nach § 3 Abs. 1 Ziffer 9 und 10 der Wasser-
schutzgebietsverordnung an den Rhein- Sieg- Kreis, Amt für Umwelt und Naturschutz zu 
stellen.  

• Für die Befestigung der Straßen und Wege sowie für die Parkplatzanlage ist versickerungs-
fähiges Pflaster (Ökopflaster) nicht zulässig.  
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7 Hinweise  

Insbesondere aus dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange haben sich Hinweise ergeben, die im Rahmen der Umsetzung zu beachten 
sind.  
 
Die Hinweise sind in einem gesonderten Dokument dem Bebauungsplan beigefügt, um Akteure bei 
der Realisierung der Planung auf grundlegende Gegebenheiten, die nicht im Bebauungsplan 
festgesetzt sind, aufmerksam zu machen. Die Hinweise sind selbsterklärend und bedürfen keiner 
ergänzenden Begründung. Dabei handelt es sich insbesondere um Hinweise zum 
Bodendenkmalschutz, zu möglichen Kampfmitteln, zum Bodenschutz, zur 
Niederschlagswasserbeseitigung, zur wasserrechtlichen Erlaubnis, zum Artenschutz, zum 
Leitungsschutz, zum Baumschutz und zu den im Rahmen des Verfahrens erstellten 
Fachgutachten. Die Auflistung ist nicht abschließend und entbindet den Bauherren und 
Vorhabenträger nicht von der Verpflichtung, alle Vorschriften und Gesetze, die im Rahmen des 
Vorhabens beachtet werden müssen, zu berücksichtigen. 

8 Umsetzung des Bebauungsplanes  

8.1 Ver- und Entsorgung, Niederschlagswasserbeseitigung  
Das Schmutz- und Niederschlagswasser wird über den vorhandenen Mischwasserkanal erfolgen. 
Da es nur zu einer geringfügigen Versiegelung bisher unversiegelter Fläche kommt, wird keine 
nennenswerte zusätzliche Belastung des vorhandenen Mischwasserkanals erwartet.   

8.2 Bodenordnende Maßnahmen  
Es sind keine bodenordnenden Maßnahmen vorgesehen.  

8.3 Wirtschaftlichkeit  
Der Ausbau der Koblenzer Straße wurde als wirtschaftlichste Erschließungsmöglichkeit für die 
Wohnbauentwicklungen Roisdorf-Ost ausgewählt. Da die Straße bereits vorhanden ist, muss keine 
neue Erschließungsstraße geplant werden, was die Baukosten und den nötigen Grunderwerb auf 
ein Minimum reduziert.  

9 Umweltprüfung  

Die Aufstellung des Bebauungsplans wird nach § 13a BauGB als Planverfahren der 
Innenentwicklung durchgeführt. Es gelten damit die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
gem. § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Somit ist eine förmliche Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB mit Umweltbericht nach § 2a BauGB nicht erforderlich. 
Die betroffenen Umweltbelange werden im Planverfahren jedoch trotzdem ermittelt und in die 
Abwägung eingestellt.  

10 Städtebauliche Kennwerte  

Bezeichnung Fläche Anteil  
Öffentliche Verkehrsfläche ca. 3.000 m² 100 % 
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11 Umweltauswirkungen 

11.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen und biologische Vielfalt 

11.1.1 Biotoptypen, Lebensräume und biologische Vielfalt 

Das Plangebiet befindet sich östlich des Stadtteils Bornheim-Roisdorf, nördlich von Bonn.  
Für das Plangebiet liegt der Landschaftsplan Nr. 2 'Bornheim' des Rhein-Sieg-Kreises vor, der für 
den Geltungsbereich keine Festsetzungen beinhaltet. Es liegen keine Schutzgebiete im Plangebiet 
vor. Auswirkungen auf Schutzgebiete in der weiteren Umgebung werden ausgeschlossen.  
An der Koblenzer Straße und der unmittelbaren Umgebung entstanden in den letzten Jahren 
sukzessive Ein- und Mehrfamilienhäuser. Östlich des Geländes schließen sich der 
Geltungsbereich des in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplans Ro 23 mit ehemals 
ackerbaulich genutzten Parzellen sowie die rekultivierte Deponie Hersel an. 
Bis auf einzelne, kleine Grünstreifen entlang der Seitenräume werden keine zusätzlichen Flächen 
durch den Ausbau der Koblenzer Straße versiegelt. Es sind auch keine erhaltenswerten Gehölze 
vom Ausbau betroffen. 
Insgesamt betrachtet werden durch die bereits etablierte Nutzung der Straße und die bereits 
vorhandene Wohnbebauung keine natürlichen Biotoptypen und Lebensräume in Anspruch 
genommen. 

11.1.2 Artenschutz 

Die Koblenzer Straße wird bereits als öffentliche Verkehrsfläche genutzt. Laut einer 
Artenschutzprüfung, durchgeführt vom Umweltamt der Stadt Bornheim, ist eine Verschlechterung 
der lokalen Populationen der möglicherweise vorkommenden planungsrelevanten Tierarten durch 
die Planung nicht ersichtlich. Verbotstatbestände gemäß § 44 (1) BNatSchG werden nicht erfüllt, 
Konflikte mit artenschutzrechtlichen Vorschriften sind bei Gehölzentfernung von Anfang Oktober 
bis Ende Februar nicht zu erwarten. Vertiefende Untersuchungen oder vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. In Folge des Endausbaus der Koblenzer 
Straße ist nicht von Auswirkungen auf artenschutzrechtliche Belange auszugehen. 

11.2 Schutzgut Boden und Fläche 

Grundsätzlich besteht als Folge der Nutzung als Straßenverkehrsfläche bereits ein hoher Anteil an 
versiegelten Bodenflächen ohne natürliche Bodenentwicklung.  
Im Plangebiet sind keine Altlasten- oder Altlastenverdachtsflächen bekannt.  
Insgesamt ist durch die bisherige und zukünftige Nutzung nicht von negativen Auswirkungen 
auszugehen. 

11.3 Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet und im näheren Umfeld nicht vorhanden. Das Plangebiet 
befindet sich im Wasserschutzgebiet „Urfeld“ mit der festgesetzten Schutzzone III B.  
Es ist nicht von einer Verringerung von Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser und 
für die Grundwasserneubildung auszugehen, da die Flächen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans bereits größtenteils versiegelt sind.  
Das Niederschlagswasser der Verkehrsflächen gilt laut Wasserschutzverordnung Urfeld als gering 
verschmutzt und soll in das Kanalsystem der Stadt Bornheim eingeleitet werden.  
Insgesamt betrachtet sind im Bebauungsplangebiet keine erheblichen Beeinträchtigungen des 
Schutzgutes Wasser zu erwarten. 
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11.4 Schutzgut Luft / Klima 

Die nördlich und östlich angrenzenden, großen landwirtschaftlichen Flächen übernehmen eine 
Funktion als Kaltluftentstehungsgebiet und sind durch die Planung nicht betroffen.  
Aufgrund der Lage des Plangebietes und der Art der Bebauung bzw. Nutzung kommt es 
voraussichtlich nicht zu wesentlichen Beeinträchtigungen der kleinklimatischen Verhältnisse für die 
westlich gelegene Ortslage von Roisdorf, da die Winde vorherrschend aus südwestlicher Richtung 
kommen. Zudem wird es durch die Realisierung des Bebauungsplans Ro 25 nur zu minimalen 
Veränderungen des Status quo kommen, die keine Auswirkungen auf die derzeitigen klimatischen 
Verhältnisse haben. Da das Ausbaukonzept die Anpflanzung von Bäumen vorsieht, sind für den 
Bereich der Koblenzer Straße sogar positive Auswirkungen auf das Kleinklima zu erwarten.  
Insgesamt betrachtet werden durch das Bebauungsplanverfahren keine erheblichen 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Luft / Klima erwartet. 

11.5 Schutzgut Landschaft 

An der Koblenzer Straße sowie den umliegenden Straßen Fuhrweg und Custorstraße existiert 
bereits Wohnbebauung aus Einzel- und Doppelhäusern sowie mehrgeschossigen Wohngebäuden.   
Das durch landwirtschaftliche Kulturen geprägte Landschaftsbild im Umfeld wird sich durch die 
geplante Bebauung umliegender Flächen grundlegend ändern.  
Der Bebauungsplanentwurf Ro 25 an sich wird diesbezüglich jedoch keine Auswirkungen auf das 
Schutzgut Landschaft haben. Somit sind keine Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes zu 
erwarten. 

11.6 Schutzgut Menschen und seine Gesundheit 

Das Plangebiet liegt an der östlichen Ortsrandlage von Bornheim-Roisdorf. Eine Nutzung als 
Straßenverkehrsfläche mit Wohnbaunutzung ist bereits entlang der Koblenzer Straße gegeben. 

11.6.1 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

Durch einen Ausbau der Koblenzer Straße ist nicht von negativen Auswirkungen auf gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse auszugehen. Letztendlich kann durch eine Ordnung der 
verkehrlichen Verhältnisse sogar von positiven Wirkungen ausgegangen werden, da so die 
Verkehrssicherheit auf der Koblenzer Straße verbessert wird.  
Aufgrund der Planungen zum Ro 23 wird in Zukunft mit einem höheren Verkehrsaufkommen auf 
der Koblenzer Straße gerechnet. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Ro 23 wurde ein 
Schallgutachten durchgeführt, in dem unter anderem die Auswirkungen des erwarteten 
Mehrverkehrs auf der Koblenzer Straße untersucht wurden. Das Gutachten kommt zu dem 
Ergebnis, dass es durch den prognostizierten Mehrverkehr zu einem höheren Schallleistungspegel 
kommt, der jedoch weit unter der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung von 70 dB (A) tags und 60 
dB(A) nachts liegen wird.  

11.6.2 Verkehrssituation 

Das Plangebiet wird als öffentliche Straßenverkehrsfläche genutzt und dient der Erschließung 
angebauter sowie in der Umgebung befindlicher Wohngebäude. Nennenswerter 
Durchgangsverkehr ist nicht gegeben. In Folge der geplanten Bebauung im Umfeld wird sich die 
Verkehrsstärke auf der Koblenzer Straße durch zusätzlichen Anliegerverkehr erhöhen (s. Kapitel 
3.3).  Zusätzlich wird die Koblenzer Straße durch landwirtschaftliche Verkehre genutzt. Südlich des 
Plangebietes verläuft die L 118 (Herseler Straße) mit entsprechendem Autoverkehr. Die 
prognostizierte Verkehrsstärke wird voraussichtlich dennoch weit unter den üblichen 
Verkehrsstärken von Wohn- und Sammelstraßen liegen.  
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11.6.3 Erholungsnutzung 

Durch die bestehende Nutzung als öffentliche Straßenverkehrsfläche ist keine Erholungsnutzung 
gegeben.  

11.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Denkmalgeschützte Gebäude oder Anlagen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Sonstige 
Sachgüter sind im Plangebiet ebenfalls nicht bekannt. 
Erhebliche Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter sind nach dem jetzigen Stand nicht zu 
erwarten. 

11.8 Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

Die Koblenzer Straße ist für das Befahren mit Müllfahrzeugen geeignet. Das Plangebiet ist an die 
Kanalisation der Stadt Bornheim angeschlossen. 
Unter diesen Voraussetzungen ist ein sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
gewährleistet. 

11.9 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

Mit Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern, die die Belange des 
Umweltschutzes negativ beeinflussen, ist nicht zu rechnen. 

11.10 Zusammenfassende Beurteilung der Umweltbelange 

Die Koblenzer Straße existiert bereits als nicht endausgebaute Straße mit einer bestehenden 
Wohnbebauung.  
Erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes sind nicht zu erwarten. 
Im Hinblick auf das Schutzgut Klima und Luft sind keine siedlungsrelevanten Frisch- oder 
Kaltluftbahnen betroffen. Erhebliche Beeinträchtigungen des Lokalklimas sind ausgeschlossen.  
In Folge des geplanten Endausbaus der Koblenzer Straße sind Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes nicht zu erwarten.  
Erhebliche negative Auswirkungen auf den Menschen, insbesondere auf das gesunde 
Wohnumfeld, sind trotz des zu erwartenden maßvoll erhöhten Verkehrsaufkommens durch die im 
Umfeld geplante Bebauung nicht zu erwarten. Der Straßenausbau kann zu einer Verbesserung der 
Verkehrssicherheit führen. Negative Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen sind aufgrund von nur 
minimalen Eingriffen auf unbebauten Flächen ebenfalls nicht zu erwarten.  
Kultur- und sonstige Sachgüter sind nach derzeitigem Erkenntnisstand nicht betroffen. 
Abschließend ist festzustellen, dass die Aufstellung des Bebauungsplanes Ro 25 nicht zu einer 
negativen Beeinflussung der Umweltbelange führen wird.  

12 Fachgutachten 

IGEPA Verkehrstechnik GmbH: Grundstücksentwicklung Fuhrweg Bornheim – Roisdorf 
Verkehrsbelastungen Koblenzer Str. zwischen Fuhrweg und Maarpfad, Analyse 15:00 - 19:00 Uhr 
und DTV a.T. Eschweiler, April 2016. 
 
INGENIEURGRUPPE STADT + VERKEHR: Bebauungsplan Ro 23, Stadt Bornheim, Roisdorf-Ost, 
Verkehrliche Auswirkungen. Bonn, Juni 2020. 
 
Umwelt- und Grünflächenamt Stadt Bornheim: Bebauungsplan Ro 25 – Koblenzer Straße, 
Artenschutzrechtliche Vorprüfung, Dezember 2020 
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Michael und Marita Braam 
Koblenzer Str. 22   53332 Bornheim    (02222) 64755 17.Juli.2018 

 
 

Stadt Bornheim 
- Bürgermeister / Stadtverwaltung / Stadtrat - 
Rathausstraße 2 
 
53332 Bornheim 
 

 
 
Einspruch gegen den Bebauungsplan Ro25 (Ausbau der Koblenzer Straße)  

 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

wir erheben hiermit Einspruch gegen den Bebauungsplan Ro25 zum Ausbau der Koblenzer 
Straße als einzige Zuwegung zum Baugebiet Ro23.  
 
Begründung: 
 
Der Ausbau der Koblenzer Straße ist schon seit beinah 20 Jahren immer wieder mal ein 
Thema gewesen, hat es aber auf der Prioritätenliste der Stadt Bornheim nie auf einem der 
vorderen Plätze geschafft, Anlieger und Stadt waren weitgehend zufrieden mit der Lösung, 
wie wir sie zur Zeit vor Ort haben. Seit der Rat der Stadt Bornheim den Bebauungsplan Ro23 
aufgestellt und seine Realisierung beschlossen hat, ist die Koblenzer Straße auf eben jener 
Prioritätenliste notwendiger Straßenausbauten weit nach vorne gerückt. Sie soll als einzige 
Erschließungsmöglichkeit für das Baugebiet Ro23 herhalten, der Ausbau via Bebauungsplan 
Ro25 ist beschlossene Sache. 
 
Sollte es trotz teils noch ungeklärter Eigentumsverhältnisse und Verweigerung von 
Grundstückseigentümern, notwendige Grundstücke zu verkaufen, tatsächlich dazu kommen, 
dass die Erschließung des neuen Baugebietes (Ro23) ausschließlich über die Koblenzer 
Straße erfolgen sollte, dann ergeben sich daraus umfangreiche Belastungen: 
 
- Während der Bauphase von Ro23: Bauverkehr mit allem, was dazu gehört (Lärm, Dreck, 
Sicherheitsrisiken für Verkehrsteilnehmer, z.B. für Fußgänger und Radfahrer, insbesondere 
Kinder - Schulweg! - , ältere Menschen.......) 
 
- Der Ausbau der Koblenzer Straße (Ro25) ist mit ähnlichen Belastungen (s.o.) verbunden. 
 
- Durch den Anschluss des neuen Baugebietes an die Koblenzer Straße wird natürlich die  
Verkehrsbelastung in der Straße massiv zunehmen, zum einen durch die Anwohner des 
neuen Baugebietes und deren Besucher, aber auch durch Lieferverkehr usw. 
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Nach unserer Einschätzung sollten für die Phase der Bauarbeiten von Ro23 zunächst 
folgende alternative Zu- bzw. Abfahrtswege für den Bauverkehr dringend geschaffen werden: 
  
a) der Gemüseweg (Richtung Bornheimer Friedhof) und 
b) die Verlängerung des Maarpfads  (Richtung Umgehungsstraße / L281). 
 
Für den Zufluss und Abfluss des späteren Anwohner- und Lieferverkehrs des neuen 
Baugebietes muss es Alternativrouten geben, die unter a) und b) genannten Optionen 
könnten beispielsweise solche Alternativrouten sein. Dies würde sich auch deshalb anbieten, 
da mit den offensichtlich vorhandenen konkreten Plänen, an der Ecke 
Maarpfad/Gemüseweg eine Kindertagesstätte zu errichten, weiteres Verkehrsaufkommen 
entstehen wird. Bei der Einwohnerversammlung im Ratssaal am 28.06. war davon die Rede, 
dass in einigen Jahren entlang des Maarpfads weitere Bebauungen (Wohnflächen) geplant 
sind. Daher macht es einfach Sinn, jetzt schon eine zukunftstragende Lösung der 
Verkehrsführung zu suchen und zu realisieren - Lösung b) drängt sich hier nach unserer 
Einschätzung geradezu auf. 
 
Sollte es entgegen aller vernünftigen Argumente und rationalen Erwägungen dabei bleiben, 
dass der gesamte Verkehr zum neuen Baugebiet ausschließlich über die Koblenzer Straße 
geführt wird, dann muss die Frage der Finanzierungsaufteilung aufgegriffen werden. Der 
zeitliche Zusammenhang von Ro23 und Ro25 zeigt deutlich, dass der Ausbau der Koblenzer 
Straße in erster Linie den Zweck hat, dem Investor (Brings-Gruppe) die Umsetzung seines 
Investitionsvorhabens zu ermöglichen. Hiermit ändert sich auch die Zweckbestimmung der 
Straße grundlegend. Es kann nicht sein, dass unsere Straße dem Investor dazu dient, seine 
Investition zu sichern, er sich aber gleichzeitig nicht an den Kosten für den Straßenausbau 
beteiligen muss. Man beachte bitte auch, dass der Ausbau der Straße sicherlich auch 
deutlich umfangreicher und kostspieliger wird, als es der Fall wäre, wenn die Straße nicht der 
Zuwegung zum neuen Baugebiet dienen würde. Der Verteilungsschlüssel für die Restkosten 
des Straßenausbaus nach Abzug der notwendigen Beteiligung des Investors zwischen der 
Stadt Bornheim und den Anwohnern der Straße wird ebenfalls ein anderer als die 10:90-
Regelung sein müssen, da die Koblenzer Straße eine neue Zweckbestimmung erhält 
(Sammelstraße). 
 
Wir bitten Sie um eine zeitnahe schriftliche Stellungnahme. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Michael und Marita Braam 
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                                                            Ulrich Rehbann 
__________________________________DiplomVerwaltungswirt____ 
Koblenzer Straße 26             Mobil          0173 – 8616761   

53332 Bornheim-Roisdorf            E-Mail: ulrich@rehbann.de 
                        

 
  

 

Ulrich Rehbann, Koblenzer Str. 26, 53332 Bornheim                    Bornheim, den 11.07.2018 
 

Bürgermeister Wolfgang Henseler 
- Planungs- und Liegenschaftsamt -       

Rathausstraße 2     
 

53332 Bornheim 
 
 
 

 
Bebauungsplan Ro 25 
Hier: 
Stellungnahme zum Städtebaulichen Entwurf 
 
 
Sehr geehrter Herr Henseler, Sehr geehrte Damen und Herren des Stadtrates, 
 
im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung „Bebauungsplan Ro25“, möchte 
ich zunächst klar dem vorgelegten Bebauungsplan widersprechen.  
Die Koblenzer Straße weist aktuell im Bereich zwischen Fuhrweg und Maarpfad ein 
Verkehrsaufkommen auf, dass eher einer Anliegerstraße als einer Sammelstraße 
entspricht. Die höheren Ergebnisse der Verkehrszählung beruhen auf den über den 
Gemüseweg (Richtung Bornheimer Friedhof) in beide Richtungen illegal abkürzenden 
Fahrzeugen.  
Erst die geplante Erschließung des Neubaugebietes Ro23 wird aus der Koblenzer 
Straße eine Sammelstraße machen. Ansonsten gibt es am Ende der Koblenzer Straße 
nichts, wo eine Wohnbauentwicklung stattfinden kann. Weder sind die dort 
anschließenden Felder als Wohngebiet ausgewiesen, noch gibt es hierzu Pläne. Somit 
hängt der Ausbau der Koblenzer Straße maßgeblich von der Umsetzung des Ro23 ab 
und es muss aus meiner Sicht mit der Planung und dem Ausbau der Koblenzer Straße 
zwingend gewartet werden, bis die Art der Erschließung von Ro23 beschlossen ist.  
 
Unabhängig davon rege ich an, dass im Falle einer Umsetzung des Bebauungsplanes 
Ro25 auf die dort ausgewiesenen Grünflächen und/oder Bäume verzichtet wird. 
Denn meine langjährige Erfahrung zeigt, dass für die anschließende Unterhaltung 
dieser Grünanlagen in keinster Weise ausreichende Mittel im Haushalt der Stadt 
vorgesehen werden. Die Folge des daraus resultierenden Stadtbildes außerhalb  
exponierter Stellen (und dazu gehört die Koblenzer Straße leider) dürfte jedem 
Ratsmitglied hinreichend bekannt sein. 
Auch wenn mir gegenüber von kompetenter Stelle der Stadt geäußert wurde, dass eine 
solche Anregung niemand interessiert weil stadtplanerisch öffentliches Grün politisch 
gewollt ist gibt es in der Stadt genügend Beispiele, bei denen beim Ausbau optisch 
gelungen auf entsprechende Flächen verzichtet wurde (siehe z.B. Kalkstraße). Und das 
bei einem Ausbau, der durchaus auch hohe Durchfahrtsgeschwindigkeiten verhindert. 
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Sollte dann entsprechend obiger Aussage trotzdem unbedingt „Öffentliches Grün“ 
beschlussmäßig durchgesetzt werden dann wäre es vernünftig, wenn man zumindest 
an den Stellen darauf verzichtet, an denen sich bereits begrünte Vorgärten 
befinden, alles andere wäre paradox. Die betrifft die aktuelle Planung solcher Flächen 
vor den Häusern Koblenzer Str. 11, 28 und 42. 
 
Für die Häuser Koblenzer Str. 11 – 17 wurde eine Baugenehmigung gem. § 34 BauGB  
erteilt, die es erlaubte, diese Häuser mehr als 3 Meter näher an die Koblenzer Straße 
zu bauen als die gesamte übrige zu diesem Zeitpunkt vorhandene Bebauung auf dieser 
Straßenseite.  
Dies führt dazu, dass entsprechend der aktuellen Planung die auf der 
gegenüberliegenden Straßenseite liegende Doppel-Garage abgerissen (und 
entschädigt) werden müsste.  
Zur Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten bei der Abrechnung der offensichtlich aus 
einer rechtswidrigen Baugenehmigung resultierenden Mehrkosten bei den 
Anliegerbeiträgen rege ich an, in diesem Bereich eine Straßenumplanung  
vorzunehmen, die den Erhalt der Doppelgarage ermöglicht (alternativ könnte die Stadt 
erklären, die Mehrkosten für den Abriss zu übernehmen). 
 
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme der Fa. MONTANA in den Jahren 
1995/1996 entsprechend den Vorgaben des Ro14 hat die MONTANA nach den 
Vorgaben der Stadt im Bereich der Koblenzer Straße 22 – 48 auch zu einem 
Straßenausbau gehörige Anlagenteile errichtet (Straßenlaternen, Straßeneinläufe etc.). 
Nach gut 20 Jahren sind diese vorhandenen Installationen noch nicht abgeschrieben 
und können mit wenig Aufwand auf den aktuellen Stand der Technik gebracht und 
weiter verwendet werden. Im Sinne der Nachhaltigkeit und eines kostengünstigen 
Ausbaus sollte dies bei der Detailplanung für den Straßenausbau berücksichtigt 
werden. 
 
Es würde mich freuen, wenn meine Anregungen im weiteren Verfahren berücksichtigt 
werden und verbleibe 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Ulrich Rehbann 
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Sehr geehrte Stadtverwaltung,
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
Sehr geehrter Stadtrat,

im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung „Bebauungsplan Ro25“, möchte ich klar 
dem vorgelegten Bebauungsplan widersprechen. Die Koblenzer Straße zeigt aktuell im Bereich 
zwischen Fuhrweg und Maarpfad ein Verkehrsaufkommen auf, dass eher einer Anliegerstraße als 
eine Sammelstraße entspricht. Ausschließlich die über den Gemüseweg (Richtung Bornheimer 
Friedhof) in beide Richtungen illegal abkürzenden Fahrzeuge stechen hier heraus. Erst die geplante 
Erschließung des Neubaugebietes Ro23 wird aus der Koblenzer Straße eine Sammelstraße machen. 
Ansonsten gibt es am Ende der Koblenzer Straße nichts, wo eine Wohnbauentwicklungen statt 
finden kann. Die dort anschließenden Felder sind nicht als Wohngebiet ausgewiesen, noch gibt es 
hierzu Pläne.

Wird dass Neubaugebiet über den Gemüseweg (Verlängerung Raiffeisenstraße, entlang der 
Stomleitungsmasten) erschlossen, kann zu mindestens der hintere Teil (ab Firma „Keller“ in 
Richtung Maarpfad) als Spielstraße ausgebaut werden. Dies würde den vielen Kindern auf der 
Koblenzer Straße zugutekommen.

Somit hängt der Ausbau der Koblenzer Straße maßgeblich von der Erschießung von Ro23 ab und es
muss mit dem der Planung und dem Ausbau der Koblenzer Straße zwingend gewartet werden, bis 
die Art der Erschließung von Ro23 beschlossen ist.

Unabhängig davon sollten am Übergang zum Gemüseweg Richtung Bornheimer Friedhof bauliche 
Maßnahmen umgesetzt werden, die ein illegales Abkürzen unmöglich machen, zum Beispiel durch 
eine Bodenschwelle, welche für den Radabstand und Bodenfreiheit von Traktoren ausgelegt ist und 
für normale Autos zu hoch und zu breit ist, um darüber zu fahren.

Weiter sollte beim Planen der Koblenzer Straße auch beachtet werden, dass diese von Schülern der 
Europaschule als Schulweg (mit dem Rad und zu Fuß) und von Hundebesitzer als Spazierweg 
Richtung Felder verwendet wird. Das wird sich bestimmt noch verstärken, wenn die Gefahr der oft 
teilweise sehr rücksichtslos fahrenden Autos auf dem Gemüseweg durch eine Autosperre stark 
reduziert wird.

Mit freundlichen Grüßen,

Holger von Rhein
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 Seite 1 von 1 

Andreas Rübenach, Nadja Erkens    Koblenzer Str.13  53332 Bornheim a.ruebenach@web.de 

 

Stadt Bornheim 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 

 

Betr.: Einspruch zu den Bebauungsplänen Ro23 und Ro25 10.07.2018 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich erhebe hiermit Einspruch gegen das geplante neue Baugebiet Ro23 und den Bebauungsplan Ro25 zur 
Ertüchtigung der Koblenzer Straße als einzige Zuwegung zum Baugebiet Ro23 und begründe dies wie folgt: 

1. Es besteht keine zwingende Notwendigkeit nur eine Zuwegung zum Baugebiet Ro23 über die Koblenzer 
Straße zu schaffen. Ich schlage folgende Lösung vor. 

2. Das Baugebiet Ro23 wird in Richtung des Wirtschaftsweges erweitert und der Flächennutzungsplan wird 
entsprechend geändert. Die Abstandsbeschränkung der Bebauung parallel der Hochspannungstrasse wird 
bis an den Wirtschaftsweg verkürzt1. 

3. Von der Herseler Straße (L118) kann über den Wirtschaftsweg, parallel zur Hochspannungstrasse, in 
Verlängerung der Zuwegung zum Ro22, eine Zuwegung bis zum erweiterten Ro23 geschaffen werden. 

4. Die geplante einzige Zuwegung zum Ro23 von der Koblenzer Straße wird als Fuß- und Radweg 
zurückgestuft. 

5. Die Zuwegung zum Ro23 über den Fuhrweg bleibt als Fuß- und Fahrradweg bestehen. 

6. Die Kosten für die Ertüchtigung des Wirtschaftsweges von der Herseler Straße (L118) bis zum Fuhrweg 
werden durch den Investor Montana im Rahmen des Bebauungsplans Ro22 getragen2. Die Kosten für die 
Verlängerung vom Fuhrweg bis zum erweiterten Baugebiet Ro23 trägt der Investor Brings. Dazu werden 
städtebauliche Zusatzverträge mit den beiden Investoren geschlossen. 

7. Vom ertüchtigten Wirtschaftsweg aus werden 1 oder 2 Zuwegungen zum erweiterten Ro23 geführt. 

8. Ein Ausbau der Koblenzer Straße ist damit überflüssig. Die Koblenzer Straße und der Fuhrweg werden zu 
gegebener Zeit im Rahmen des Straßenausbauplans der Stadt Bornheim behandelt. 

Aufgrund der verfahrenen Situation der Zuwegung zum Ro23 über die Koblenzer Straße, Eigentümer verweigern 
Verkauf, wenn keine 2. Zuwegung geschaffen wird, ist jetzt eine Erweiterung der Baufläche Ro23 notwendig. Die 
Verantwortlichen bei den Investoren, die Stadt Bornheim und die Rats- und Ausschussmitglieder werden hiermit 
aufgefordert, diesen Lösungsvorschlag ernsthaft zu prüfen und Wege zu suchen den Vorschlag umzusetzen. 

Mit diesem Vorschlag sollten alle Beteiligten gut leben können. Der Investor erhält ein größeres Areal, welches 
die Wirtschaftlichkeit verbessert, die Eigentümer der Schlüsselgrundstücke Flur 167 und 168 würden sich einem 
Verkauf wahrscheinlich nicht mehr verweigern. Die Anlieger der Koblenzer Straße werden finanziell nicht 
belastet und es müssen keine Grundstücksflächen zur Ertüchtigung der Koblenzer Straße an die Stadt abgetreten 
werden. 

Der Bebauungsplan Ro25 zum Ausbau der Koblenzer Straße wird überflüssig. Der Fuhrweg und die Koblenzer 
Straße bleiben von zusätzlichem PKW-Verkehr zum neuen Baugebiet verschont. Das gilt auch für die enormen 
Belastungen durch den Anlieferverkehr zu den neuen Baugebieten während der mehrjährigen Bauzeit, der dann 
über den ertüchtigten Wirtschaftsweg geleitet werden kann. Dieser Vorschlag wurde von Anliegern der Koblenzer 
Straße in Zusammenarbeit mit der ABB entworfen. Der General-Anzeiger berichtete darüber am 11.04.2018. 

Ich bitte um eine zeitnahe schriftliche Antwort, eine mit Name und Adresse versehene Veröffentlichung im 
Internet der Stadt Bornheim und die unverzügliche und mit vollem Namen versehene Weiterleitung (keine 
Schwärzungen des Absenders) an alle Rats- und alle Mitglieder des Ausschusses für Stadtentwicklung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Nadja Erkens & Andreas Rübenach 

                                                        
1Siehe Bebauung in Widdig, Karolingerstraße 
2Zusage liegt schon seit längerem vor! 
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Ro 25 „Koblenzer Straße“ 
 

in der Ortschaft Roisdorf 
 
Ergebnisse der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) 
BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen  
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 

Innerhalb des Zeitraums der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplanent-
wurf Ro 25 sind seitens der Öffentlichkeit insgesamt 10 Stellungnahmen eingegangen. Die Inhalte 
der Stellungnahmen wurden nachfolgend thematisch zusammengefasst. Die Stellungnahmen der 
Stadt Bornheim werden jeweils darunter aufgeführt. 
 
Innerhalb der frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange zum Bebauungsplanentwurf Ro 25 sind insgesamt 17 Stellungnahmen eingegangen. Die 
Stellungnahmen der Stadt Bornheim sind nachstehend aufgeführt. 

1 Stellungnahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

1.1 Erschließungsalternative des Baugebiets Ro 23 

Inhalt: 
Einige Einwender fordern eine Erschließungsalternative des Baugebiets Ro 23. Die alleinige 
Erschließung über die Koblenzer Straße wird abgelehnt, da starke Belastungen durch ein 
hohes Verkehrsaufkommen durch die zusätzlichen Wohneinheiten und durch den Baustel-
lenverkehr während der Bauphase befürchtet werden.  
Es wird vorgeschlagen, als Haupterschließung des Ro 23 den Wirtschaftsweg parallel zur 
Hochspannungsleitung östlich des Plangebietes nach Norden hin auf Kosten der Firma 
Brings auszubauen und das Baugebiet Ro 23 nach Osten hin zu erweitern. Die Stadt müsse 
die Abstandsbeschränkungen zur Hochspannungsleitung aufheben, wie dies bereits in der 
Karolingerstraße in Widdig geschehen ist. Somit bliebe die Koblenzer Straße von zusätzli-
chem Verkehr durch das Baugebiet Ro 23 und den Anlieferverkehr während der Bauzeit ver-
schont. Der Ausbau der Koblenzer Straße wäre überflüssig und die Straße würde entspre-
chend des Straßenausbauplans der Stadt Bornheim behandelt. Die Abgabe von Grund-
stücksteilen der angrenzenden Grundstücke und eine Aufstellung des Bebauungsplans Ro 
25 wären somit nicht notwendig. Die Eigentümer der Flurstücke 167 und 168 würden sich ei-
nem Verkauf für den Ro 23 nicht mehr entgegenstellen.  

 
Des Weiteren wird eine alternative Erschließung des Ro 23 über den Gemüseweg Richtung 
Bornheimer Friedhof und die Verlängerung des Maarpfads Richtung Umgehungsstraße / L 
281 vorgeschlagen. Diese Verbindung kann auch als Verkehrsführung für den Baustellen-
verkehr während der Bauzeit genutzt werden.  

 
Es wird gefordert, das Bebauungsplanverfahren Ro 25 so lange auszusetzen, bis die Er-
schließung von Ro 23 feststeht, da es sich ansonsten um eine Planung auf Vorrat handelt, 
die mit erheblichen Kosten für die Anlieger verbunden wäre. 

Stellungnahme der Stadt Bornheim: 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 18.02.2016 die alleinige Erschließung 
über die Koblenzer Straße beschlossen. Die Erschließung steht damit fest. Dies gilt auch für 
das Erschließungskonzept des Baugebiets Ro 23.  
Eine Erschließung des Wohngebiets Ro 23 über den Wirtschaftsweg ist nicht ohne weiteres 
möglich, da die Straße dafür auf ganzer Länge verbreitert werden müsste und weder der In-
vestor noch die Stadt über die nötigen Flächen verfügen. Verkaufsverhandlungen mit einer 

Ö  7Ö  7
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Reihe von Grundstückseigentümern würden zu einem unverhältnismäßigen Zeit- und Kos-
tenaufwand führen. Zudem würde die Verbreiterung des Wirtschaftswegs eine zusätzliche 
Flächenversiegelung bedeuten, die grundsätzlich so gering wie möglich gehalten werden 
sollte. Dies gilt auch für den Maarpfad und den Gemüseweg. Daher besteht die Notwendig-
keit, das Plangebiet über die Koblenzer Straße zu erschließen, da diese die erforderliche 
Breite größtenteils bereits besitzt und somit nur vereinzelte Grundstücksankäufe notwendig 
werden und ein Ausbau der Koblenzer Straße, unabhängig vom Bau des Wohngebietes Ro 
23, ohnehin bereits aus Gründen der Verkehrssicherheit notwendig ist.  
Eine Erweiterung des Baugebietes Ro 23 in Richtung des Wirtschaftsweges ist ebenfalls 
nicht möglich, da der Flächennutzungsplan dort Flächen für die Landwirtschaft darstellt, wel-
che nicht für eine Bebauung vorgesehen sind. Zudem muss laut Abstandserlass NRW ein 
Schutzabstand von 40m zwischen Wohnbebauung und Hochspannungstrasse bestehen, der 
von der Gemeinde nicht ohne weiteres unterschritten werden darf.  
Die Karolingerstraße kann nicht als Beispiel herhalten, da sich die Beurteilung an die aktuelle 
Rechtslage anpassen muss und die Vorgaben einzuhalten sind. 

 
Ein Ausbau der Koblenzer Straße im Trennprinzip wäre jedoch auch ohne eine Erschließung 
des Wohngebiets Ro 23 notwendig, da die Straße auch von landwirtschaftlichen Fahrzeugen 
und LKW befahren wird, was im derzeitigen unausgebauten Zustand oder in einem Ausbau 
der Koblenzer Straße im Mischprinzip ein Sicherheitsrisiko darstellen würde.  
Anlieger einer nicht ausgebauten Straße müssen mit einem erstmaligen Ausbau und damit 
mit einer finanziellen Beteiligung an den Ausbaukosten rechnen.  
Die Auswirkungen für die Anlieger werden dennoch so gering wie möglich gehalten.  
Daher werden Planungsalternativen geprüft, durch die die anzukaufende Fläche auf ein Mi-
nimum beschränkt werden kann. 
Es werden Möglichkeiten geprüft, den Verkehr durch Baufahrzeuge während der Bauzeit des 
Wohngebietes über alternative Routen zu führen.  
 
Einem Verkehrsgutachten zufolge, das im Zuge des Bauleitplanverfahrens Ro 23 erstellt 
wurde, kann die Koblenzer Straße das zusätzliche Verkehrsaufkommen durch das neue 
Wohngebiet im Bebauungsplan Ro 23 problemlos aufnehmen. Selbst mit Anschluss an das 
neue Wohngebiet liegt die Frequentierung weit unter einer gewöhnlichen Sammelstraße 
nach der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 2006 (RASt 06).  

1.2 Finanzierung des Straßenausbaus durch den Investor 

Inhalt: 
Es wird gefordert, dass sich der Investor des Ro 23 an den Kosten der Koblenzer Straße be-
teiligt, da durch die Erschließung des Ro 23 der Ausbau der Straße kostspieliger wird, als 
wenn die Straße nicht der Erschließung des Ro 23 dienen würde. 

Stellungnahme der Stadt Bornheim: 
Es besteht eine Absichtserklärung des Investors des Baugebiets Ro 23, 20 % der Ausbau-
kosten zu übernehmen. Dies wird im Rahmen des städtebaulichen Vertrags abschließend 
geregelt. Der Aussage, dass ohne die Erschließung des Baugebiets Ro 23 der Ausbau der 
Koblenzer Straße günstiger würde, kann jedoch nicht gefolgt werden. Ein Ausbau der Kob-
lenzer Straße im Trennprinzip ist unabhängig vom Baugebiet Ro 23 notwendig.  
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1.3 Einstufung der Koblenzer Straße 
 

Inhalt: 
Einige Einwender bezweifeln, dass es sich bei der Koblenzer Straße um eine Sammelstraße 
handelt. Sie würde alleine durch den Schleichverkehr durch die Koblenzer Straße zur Herse-
ler Straße höher frequentiert. Es wird angeregt, eine Barriere zum Gemüseweg einzurichten, 
die nur von Traktoren überwunden werden kann. 

 
Es wird zudem angemerkt, dass bei der Finanzierung des Straßenausbaus das laut BauGB 
festgeschriebene 10:90-Verhältnis (10 % der Kosten werden durch die Stadt getragen, 90% 
durch die Anlieger) nicht mehr anwendbar ist, da die Straße durch die Anbindung an das 
Baugebiet Ro 23 erst die Zweckbestimmung Sammelstraße erhalte. Somit handele es sich 
nicht mehr um eine erstmalige Erschließung.  

Stellungnahme der Stadt Bornheim: 
Die Verkehrsstärke ist nur eins von mehreren Kriterien zur Klassifizierung einer Straße. Wei-
tere Kriterien sind u.a. die Länge der Straße, die Bedeutung im Gebiet, die Art des Verkehrs 
sowie die angrenzende Bebauung. Die Koblenzer Straße hat eine Gesamtlänge von ca. 425 
m und liegt damit in der Kategorie der Sammelstraße nach der RASt 06. Des Weiteren bün-
delt die Koblenzer Straße den Verkehr der anliegenden Straßen Fuhrweg, Custorstraße und 
Maarpfad. Die anliegende Bebauung besteht aus einer Vielzahl von Bauformen wie Einzel-
häuser, Reihen-, Doppel- und Mehrfamilienhäusern, was zu einem gewissen Parkdruck führt 
und die Straße in ihrem jetzigen unausgebauten Zustand unübersichtlich macht. Zudem be-
steht ein Mix aus Anlieger-, Gewerbe und landwirtschaftlichem Verkehr. Auch diese Aspekte 
sind kennzeichnend für eine Sammelstraße. Insbesondere die Vielzahl an Verkehrstypen er-
fordert eine sichere Verkehrsführung und einen Ausbau der Straße im Trennprinzip.  
Somit entspricht die Koblenzer Straße lediglich in ihrer Verkehrsstärke nicht der Klassifizie-
rung einer Sammelstraße. Jedoch fordert die RASt 06 selbst für die darunter liegende Kate-
gorie Wohnstraße eine Straßenbreite von insgesamt 9 m bei separierten Gehwegen. Im der-
zeitigen Zustand entspricht die Koblenzer Straße diesen Anforderungen nicht. 
 
Bei dem Ausbau der Koblenzer Straße handelt es sich um eine erstmalige Erschließung. 
Dies ergibt sich aus der Tatsache, dass die Koblenzer Straße zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bundesbaugesetzes am 30.06.1961 noch nicht dem Anbau und dem innerörtlichen Verkehr 
gedient hat. An diesem Stichtag war die Koblenzer Straße noch nicht bebaut. Landwirtschaft-
liche Anwesen bleiben dabei unberücksichtigt.  
Somit erfolgt die Kostenverteilung nach §§ 127 ff. BauGB i.V.m. der Satzung der Stadt Born-
heim über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen. Demnach werden 90 % der Ausbau-
kosten durch die Anlieger und 10 % durch die Stadt übernommen. Diese Regelung ist unab-
hängig von der Zweckbestimmung der Straße, welche nur bei einer Erneuerung und Verbes-
serung oder Erweiterung bereits vorhandener Erschließungsanlagen ausschlaggebend ist.  
 
Das Problem des „Schleichverkehrs“ über den Gemüseweg ist nicht Teil der Bauleitplanung, 
das zuständige Amt wird jedoch davon in Kenntnis gesetzt.  

1.4 Wirtschaftlichkeit der Planung 

Inhalt: 
Der Ausbau der Koblenzer Straße ist nicht notwendig, da die Straßendecke in gutem Zu-
stand ist. Zudem ist das Vorhaben nicht wirtschaftlich, da der vordere Teil der Straße nicht 
mit in die Umgestaltung miteinbezogen wurde und auf die Anwohner hohe Kosten zukommen 
und keine Alternativplanung vorhanden ist.  
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Stellungnahme der Stadt Bornheim: 
Der Abschnitt der Koblenzer Straße zwischen Fuhrweg und Herseler Straße ist nicht Be-
standteil der Ausbaumaßnahme. Eine Umgestaltung ist hier nicht erforderlich, da dieser Teil 
bereits im Trennprinzip ausgebaut wurde und somit den Anforderungen einer Sammelstraße 
genügt. Der Argumentation, dass bei der Planung das wirtschaftliche Haushalten zu kurz ge-
kommen ist, kann daher nicht gefolgt werden.  
Der Aussage, dass die Straßendecke der Koblenzer Straße durchgängig in gutem Zustand 
sei, kann ebenfalls nicht gefolgt werden. Durch den nicht ausgebauten Zustand genügt die 
Straße nicht den Anforderungen an einen sicheren Verkehrsraum. Die Straßenränder sind 
teilweise von Schotter gesäumt.  
Die Straßenarbeiten erfolgen im ökonomisch vertretbaren, jedoch qualitativ notwendigen 
Maße.  

 
Die Straße muss den Vorgaben der RASt 06 entsprechen. Um dies zu gewährleisten, müs-
sen die Vorgaben für Straßenbreiten beachtet werden. Zudem müssen Anlieger einer nicht 
ausgebauten Straße mit Beteiligungen an den Ausbaukosten rechnen.  
Die Auswirkungen für die Anlieger werden dennoch so gering wie möglich gehalten.  
Daher werden Planungsalternativen geprüft, die anzukaufende Fläche auf ein vertretbares 
Maß zu beschränken. 
Alternative Erschließungsplanungen wurden im Vorfeld geprüft und als nicht umsetzbar be-
wertet.  

1.5 Ausbauplanung 

Inhalt: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Häuser Koblenzer Straße 11-17 drei Meter näher an 
der Straße gebaut wurden, als die übrigen Häuser. Bei einem Ausbau der Koblenzer Straße 
müssten die gegenüberliegenden Garagen abgerissen werden. Es wird gefordert, den Stra-
ßenausbau so umzuplanen, dass Garagen erhalten bleiben können.  

 
Zudem wird angeregt, die Straßeninstallationen, die im Rahmen des Ro 14 durch die Firma 
Montana angebracht wurden, auf den neuesten Stand der Technik zu bringen und weiterzu-
verwenden. 
 
Es wird angemerkt, dass beim Ausbau der Koblenzer Straße kein Stadtgrün gepflanzt wer-
den solle, da befürchtet wird, dass die Bäume nicht ausreichend gepflegt werden und ver-
kümmern. 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Um eine ordnungsgemäße Versickerung des Niederschlagswassers zu ermöglichen und 
zum Schutz des Bodens kann auf eine Begrünung nicht komplett verzichtet werden. Die 
Durchführung der Pflegemaßnahmen erfolgt durch das zuständige Amt und ist nicht Teil der 
Bauleitplanung.  
Bäume werden vor allem zur Gliederung von Parkplätzen und zur Fahrbahnverengung ein-
gesetzt. Der Standort ist unabhängig von der angrenzenden Bebauung.  

 
Für den Straßenabschnitt auf Höhe der Hausnummern 11-17 wird eine Fahrbahnverengung 
vorgesehen, durch die die Garagen erhalten bleiben können und die gleichzeitig zur Ver-
kehrsberuhigung beiträgt.  
Die Anregung, die Straßeninstallation im Rahmen des Ro 14 weiterzuverwenden, wird im 
Zuge der Ausbauplanung hinsichtlich ihrer Durchführbarkeit geprüft.   
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1.6 Anregung zum Verfahren 

Inhalt: 
Einige Einwender bitten um eine Veröffentlichung ihrer Anregung ohne Anonymisierung. 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Die Abwägung wird verfahrensgemäß im Zuge des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung 
veröffentlicht. Die Stellungnahmen werden zum Zwecke einer neutralen Bewertung auf sach-
licher Ebene durchweg anonymisiert. Aus Gründen der Gleichbehandlung wird hiervon keine 
Ausnahme gemacht.  
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2 Stellungnahmen der Behörden und der Sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die 
dazu gehörenden Stellungnahmen der Stadt werden nachfolgend jeweils separat dargestellt: 

2.1 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 102028, 34020 Kassel, Schreiben vom 06.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Der Hinweis, dass im Plangebiet keine Versorgungsanlagen der Unitymedia NRW GmbH 
liegen, wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

2.2 Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr - Führungsstelle / Verkehrsplanung -, Kö-
nigswinterer Straße 500, 53227 Bonn, Schreiben vom 07.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

2.3 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Postfach 300865, 40408 
Düsseldorf, Schreiben vom 12.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Der Hinweis, dass Luftbilder aus den Jahren 1939 – 1945 und andere historische Unterlagen 
keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet liefern, wird zur 
Kenntnis genommen. 
Der Hinweis, dass sofern Kampfmittel gefunden werden, die Bauarbeiten sofort einzustellen 
sind und die entsprechende Behörde zu benachrichtigen ist und dass seitens des Kampfmit-
telräumdienstes die Durchführung einer Sicherheitsdetektion im Falle von Erdarbeiten mit 
erheblicher mechanischer Belastung empfohlen wird, wird dem Bebauungsplan in einem se-
paraten Dokument beigefügt.  

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 

2.4 Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft, Postfach 501740, 50977 Köln, Schrei-
ben vom 13.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt wird, 
werden keine Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt. Sollten doch Ausgleichsmaßnahmen nö-
tig werden, werden diese nicht im Schutzstreifen von Leitungen des TÖB durchgeführt. Der 
Träger wird im Rahmen der öffentlichen Auslegung erneut beteiligt. 
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Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 

2.5 PLEdoc, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen, Schreiben vom 19.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Andere Leitungsträger wurden gesondert angeschrieben. 
Da der Bebauungsplan Ro 25 als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB 
aufgestellt wird, ist ein Ausgleich nicht erforderlich. Im Falle einer Änderung der Planung wird 
der TÖB erneut beteiligt.  

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  

2.6 e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen, Schreiben vom 
22.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
In den Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen.  

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  

2.7 Rheinische NETZGesellschaft, Parkgürtel 26, 50823 Köln, Schreiben vom 25.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

2.8 BUND Rhein-Sieg-Kreis, Steinkreuzstraße 14, 53757 Sankt Augustin, Scheiben vom 
27.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Bei der Koblenzer Straße handelt es sich um eine unausgebaute Straße mit einer wichtigen 
Sammelfunktion für das Wohngebiet, die sowohl von PKW als auch von landwirtschaftlichen 
Fahrzeugen genutzt wird. Auch ohne die Realisierung des Bebauungsplans Ro 23 hat die 
Koblenzer Straße diese Funktion, der sie in ihrem derzeitigen Ausbaustadium nicht gerecht 
wird. Ein Ausbau ist daher unabhängig von den Planungen zum Ro 23 erforderlich.  
Der Argumentationskette, dass der Ro 25 dem Regionalplan widerspreche, weil auch der Ro 
23 dem Regionalplan widerspreche, kann nicht gefolgt werden.  
Die Darstellung im Regionalplan als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich ist aufgrund ei-
ner Betriebsaufgabe mehrerer landwirtschaftlicher Betriebe nicht mehr aktuell. Die Vereinba-
rung mit den Zielen der Raumordnung wurde durch die landesplanerische Anfrage an die 
Bezirksregierung Köln im Rahmen der 9. Änderung des Flächennutzungsplans im Parallel-
verfahren zum Ro 23 bestätigt. 
Zudem handelt es sich beim Ro 25 um eine planungsrechtliche Sicherung einer bereits vor-
handenen Straße, die bereits von Bebauung umgeben ist. Zudem widerspricht die Planung 
aufgrund des geringen Detaillierungsgrades und der geringen Plangebietsgröße nicht den 
Darstellungen des Regionalplans.  
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Das Niederschlagswasser soll in das örtliche Kanalnetz abgeleitet werden. Die technische 
Prüfung wird im weiteren Verlauf der Planung durchgeführt.  
Als Maßnahmen für das Kleinklima werden bei der Ausbauplanung Baumstandorte geplant. 
Bei der Koblenzer Straße handelt es sich um eine funktionale Straße, die den Verkehr des 
Wohngebietes sammelt und nicht als Aufenthaltsfläche dient. Maßnahmen zur Schaffung ei-
ner besonderen Aufenthaltsqualität sind daher nicht vorgesehen. Da die Straße auch durch 
landwirtschaftlichen Verkehr genutzt wird, kann aus Gründen der Sicherheit nicht auf einen 
Ausbau der Bürgersteige gemäß der RASt 06 auf beiden Straßenseiten verzichtet werden. 
Querungsinseln sind aufgrund der geringen Fahrbahnbreite von maximal 5,50 m jedoch nicht 
vorgesehen und bei dem derzeitigen und dem zu erwartenden Verkehrsaufkommen nicht 
notwendig. 

Für den ruhenden Verkehr sind Parkflächen in ausreichender Zahl vorgesehen. 

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

2.9 RSAG AöR, 53719 Siegburg, Schreiben vom 29.06.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Die sicherheitstechnischen Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung von 
Abfällen der entsprechenden Regelwerke werden bei der Ausführungsplanung beachtet. 

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 

2.10 Interoute Germany GmbH, Albert-Einstein-Ring 5, 14532 Kleinmachnow, Schreiben 
vom 03.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Der Hinweis, dass keine Anlagen von i-21 / Interoute Germany GmbH betroffen sind, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

2.11 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 133, 53115 Bonn, 
Schreiben vom 09.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Der Hinweis, dass Untersuchungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Fläche 
nicht durchgeführt wurden und daher nur eine Prognose möglich ist, wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
Der geforderte Hinweis wird im Bebauungsplan aufgenommen.  

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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2.12 Wasserbeschaffungsverband Wesseling-Hersel, Brühler Straße 95, 50389 Wesseling, 
Schreiben vom 10.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

2.13 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Postfach 1551, 53705 Siegburg, Schreiben vom 
12.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Abfallwirtschaft 
Im Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass der Einbau von Recyclingbaustoffen im 
Bereich der Wasserschutzzone nur nach vorhergehender wasserrechtlichen Erlaubnis unter-
halb versiegelter Flächen zulässig ist. Zudem wird ein Hinweis zur notwendigen ordnungs-
gemäßen Entsorgung von anfallendem bauschutthaltigem oder aufgefundenem organolep-
tisch auffälligem Bodenmaterial aufgenommen. 

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 
Schmutz-/ Niederschlagswasserbeseitigung 
Das Schmutz- und Niederschlagswasser wird über den vorhandenen Mischwasserkanal be-
seitigt. Da es nur zu einer geringfügigen Versieglung bisher unversiegelter Fläche kommen 
wird, wird keine nennenswerte Mehrbelastung des vorhandenen Mischwasserkanals erwar-
tet.  

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

 
Grundwasserschutz 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Bebauungsplan aufgenommen. 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

 
Wasserschutzgebiet 
Der Hinweis, dass die genehmigungspflichtigen Tatbestände und Verbote der Wasser-
schutzgebietsverordnung der Wassergewinnungsanlage Urfeld grundsätzlich zu beachten 
sind und dass für die Errichtung der Straßen, Wege und Parkplatzanlagen vor Baubeginn ein 
Antrag auf Genehmigung nach Wasserschutzgebietsverordnung an den Rhein-Sieg-Kreis zu 
stellen ist sowie dass für die Befestigung versickerungsfähiges Pflaster nicht zulässig ist, 
wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wird im Bebauungsplan aufgenommen.  

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

  

111



 

 

10 
 

2.14 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Gartenstraße 11, 50765 Köln, Schreiben 
vom 12.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Ausbau einer be-
reits vorhandenen Straße schaffen. Somit bezieht sich das Vorhaben zum größten Teil auf 
bereits versiegelte Flächen ohne natürliche Bodenfunktion. Da der Bebauungsplan Ro 25 als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt wird, ist ein Ausgleich 
nicht erforderlich.  
Sollte es dennoch Änderungen in der Planung geben, wird der Träger davon in Kenntnis ge-
setzt. 

Beschluss: 
 Der Stellungnahme wird gefolgt. 

2.15 Stadtbetrieb Bornheim, Donnerbachweg 15, 53332 Bornheim, Schreiben vom 
13.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Wasserversorgung / Abwasserentsorgung 
Die Breiten der Gehwege werden in der Ausführungsplanung so dimensioniert, dass die Ver-
sorgungsleitungen dort untergebracht werden können.  
Bei der Straßenentwässerung werden die Mindestanforderungen des Abwasserwerks beach-
tet.  
Bei der Pflanzung von Bäumen werden die einschlägigen Merkblätter und Normen berück-
sichtigt. Ein entsprechender Hinweis im Bebauungsplan aufgenommen. 

Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  

2.16 Landschafts-Schutzverein Vorgebirge e.V., Zentwinkelsweg 7, 53332 Bornheim, 
Schreiben vom 19.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 

2.17 Vodafone GmbH, D2-Park 5, 40878 Ratingen, Schreiben vom 20.07.2018 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 

Beschluss: 
Kenntnisnahme 
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1  Aufgabenstellung 

In Bornheim-Roisdorf ist auf einem Areal hinter der Koblenzer Straße und dem Fuhrweg ein 
neues Wohngebiet geplant (Bebauungsplan Ro 23). Nach Angaben des Auftraggebers sollen 
hier 121 bis 134 Wohneinheiten (WE) entstehen. Praxen, kleine Büros oder Ähnliches sind 
nicht vorgesehen. Insgesamt werden hier einmal zwischen 315 und 357 Bewohner leben. 

 
 Plangebiet 

Der Kfz-Verkehr des Plangebiets soll an die Koblenzer Straße angebunden werden. Für Rad-
fahrer und Fußgänger erfolgt eine weitere Anbindung am Fuhrweg.  

In dieser Arbeit wird untersucht, welche zusätzlichen Verkehrsbelastungen durch das Vorha-
ben im angrenzenden Straßennetz zu erwarten sind. Insbesondere ist auch die Leistungsfähig-
keit der Lichtsignalanlage am Knoten Koblenzer Straße/Herseler Straße (L 118) mit den Zu-
satzbelastungen zu untersuchen. 

Die Abschätzung der zu erwartenden Verkehrsmengen erfolgt auf der Basis der Daten, die 
vom Auftraggeber vorgegeben wurden. 

Zur Erfassung der vorhandenen Verkehrsbelastungen wurden Verkehrszählungen durchge-
führt. 

Nach Fertigstellung eines ersten Gutachtens wurde von der Stadt Bornheim der Wunsch geäu-
ßert, noch die verkehrlichen Auswirkungen einer Kindertagesstätte am Maarpfad mit in die 
Untersuchung aufzunehmen. 

2 Zusätzliche Verkehrsbelastungen durch das Bauvorhaben 

Naturgemäß kann das Verkehrsaufkommen von geplanten Bauvorhaben nicht exakt berechnet 
sondern nur abgeschätzt werden. Grundlage für diese Abschätzung sind Erfahrungs- und Ver-
gleichswerte von bestehenden ähnlichen Einrichtungen. Hierzu liegen Untersuchungen vor, 
die unter anderem angeben, wie viele Fahrten pro Einwohner zu erwarten sind und wie sich 
die Verkehrsbelastungen durch die Einwohner über den Tag verteilen.  
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Die in dieser Arbeit angesetzten Werte beruhen im Wesentlichen auf dem Programmpaket 

VER_BAU (Abschätzung des Verkehrsaufkommens durch Vorhaben der Bauleitplanung mit 

Excel-Tabellen am PC von D. Bosserhoff). Dieses Programm fasst die Ergebnisse verschiede-

ner Untersuchungen und Empfehlungen zusammen. Es enthält eine Vielzahl von Angaben zu 

minimalen und maximalen Parametern der Verkehrserzeugung und der Verteilung des Ver-

kehrsaufkommens über den Tag (Ganglinien).  

2.1 Umfeld des geplanten Baugebietes 

Bei der Ermittlung des Verkehrsaufkommens einer geplanten Wohnbebauung – insbesondere 

des Anteils des motorisierten Individualverkehrs (MIV) am Gesamtverkehrsaufkommen – ist 

die Lage und Entfernung möglicher Ziele (Beruf, Einkauf, Freizeit) von Bedeutung. Die Ab-

bildung auf der nächsten Seite zeigt die Lage des Plangebiets und die vorhandenen Infra-

struktureinrichtungen in seiner Umgebung. 

Das Plangebiet liegt am östlichen Rand von Roisdorf. Durch die Bahnlinie ist es vom Orts-

kern getrennt. Für Radfahrer und Fußgänger steht eine Unterführung im Zuge des Maarpfades 

zur Verfügung.  

Der Autoverkehr des Baugebietes wird an die Herseler Straße angebunden. Diese Straße wird 

in Richtung Roisdorf (bzw. in Richtung Bornheim Zentrum / Bonn) mit einer Unterführung 

zur Bonner Straße geführt. In der anderen Richtung erreichen die Autofahrer die L 281 bzw. 

die BAB 555. 

An der Bonner Straße in Roisdorf sind zwar einige Geschäfte und Gaststätten angesiedelt, ein 
erkennbares Einkaufszentrum ist aber nicht vorhanden. Dieses befindet sich im Bornheimer 
Zentrum - ca. 1,5 km Luftlinie oder 3 Bahnstationen - vom Baugebiet entfernt.  

 
  Umfeld des Plangebietes 

Im Öffentlichen Personennahverkehr stehen zwei Verkehrsträger zur Verfügung. Zum einen 

ist das der Bahnhof Roisdorf (ca. 700 m entfernt). Hier erreicht man die Züge der Regional-

bahnen RB 26 und RB 48. Die Linien 18 und 68 der Stadtbahn erreicht man an der Haltestelle 
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Roisdorf-West und an der Haltestelle Rathaus (beide ca. 750 m entfernt). Zu Fuß sind diese 

Haltestellen bzw. der Bahnhof in ca. 10 bis 15 Minuten erreichbar. 

Von besonderer Bedeutung für das geplante Wohngebiet ist das SUTI-Center in einer Entfer-

nung von nur rund 400 m. Durch die Bahnunterführung im Zuge des Maarpfades ist das Cen-

ter auch für Fußgänger und Radfahrer gut erreichbar, zu Fuß in ca. 6 Minuten.  

Wie die folgende Abbildung zeigt, beherbergt das Center eine Vielzahl von Einrichtungen: 

 

Demnach erhalten die zukünftigen Bewohner hier alle Dinge des täglichen Bedarfs. Darüber 

hinaus gibt es z.B. noch eine Apotheke, ein Reisebüro, einen Fitness Club, den Media Markt 

und ein Schuhzentrum.  

2.2 Verkehrsaufkommen der neuen Wohnbebauung 

Grundlage für die Abschätzung des Verkehrsaufkommens durch die geplante Wohnbebauung 

ist die Anzahl der zukünftigen Bewohner. Nach Angaben des Auftraggebers sind folgende 

Wohneinheiten und Einwohnerzahlen (E) geplant: 

 
WE WE E/WE E E 

 
min max   min max 

Einfamilienhäuser 55 68 3,2 176 218 

Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern 66 66 2,1 139 139 

 
121 134 

 
315 357 

Insgesamt werden im Plangebiet einmal 315 bis 357 Einwohner leben. 

Nach den Erfahrungswerten legt jeder Einwohner in neueren Wohngebieten minimal 3,3 und 

maximal 3,7 Wege pro Tag zurück (in den Werten sind Abschläge für Abwesenheit z.B. durch 

Urlaub oder Krankheit enthalten). Diese Wege beziehen sich aber nicht alle auf das Plange-

biet, sondern die Einwohner legen auch Wege zurück, die das Plangebiet nicht tangieren (z.B. 
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fahren sie von der Arbeitsstelle zum Einkaufen). Für den Anteil dieser Wege werden in der 

Literatur maximal 20% angesetzt. Hier wurde ein Anteil von 15% angenommen.  

Von allen Wegen der Einwohner sind für die Ermittlung der Verkehrsbelastungen im angren-

zenden Straßennetz die Fahrten im motorisierten Individualverkehr (MIV) von Belang. Das 

Programmpaket VER_BAU trifft dazu folgende Aussage: Der MIV-Anteil (Selbstfahrer oder 

Mitfahrer) für Einwohnerverkehr beträgt in Abhängigkeit von der jeweiligen Situation im 

Plangebiet 30-70 %. Unter günstigen Voraussetzungen, d.h. bei Erreichbarkeit von Nahver-

sorgungs- und Gemeinbedarfseinrichtungen auf kurzen Wegen und attraktiver ÖPNV-Er-

schließung, beträgt der Pkw-Anteil nur etwa 30 % aller Wege. Im umgekehrten Fall, d.h. bei 

fehlenden oder weit entfernten Nahversorgungs- und Gemeinbedarfseinrichtungen und nicht 

attraktiver ÖPNV-Anbindung, beträgt der Pkw-Anteil ca. 70 %.  

Wie oben beschrieben wurde, ist die Lage zu Versorgungseinrichtungen des täglichen Bedarfs 

als gut bis sehr gut einzuschätzen. Die ÖPNV-Anbindung des Baugebietes ist als eher befrie-

digend anzusehen. Dementsprechend sollte der MIV-Anteil zu einem mittleren Wert tendie-

ren. In dieser Untersuchung wurde daher der MIV-Anteil an allen Wegen mit 55 bis 65% an-

gesetzt.  

Bei der Gesamtzahl der Fahrten, die pro Tag vom Plangebiet erzeugt werden, ist noch zu be-

rücksichtigen, wie viel Personen im Fahrzeug sitzen (Besetzungsgrad). In der Erhebung „Mo-

bilität in Deutschland 2008" wurde beim Einwohnerverkehr ein Besetzungsgrad von 1,5 Per-

sonen/Fz ermittelt. Hier wurde ein Wert von 1,3 Personen/Fz angesetzt. 

Zum Einwohnerverkehr kommt der Besucherverkehr hinzu, der als proportional zur Einwoh-

nerzahl anzusehen ist. Die Anzahl der Besucherwege wird deshalb über einen Anteil an den 

Einwohnerwegen abgeschätzt. Dieser Anteil beträgt nach einschlägigen Erfahrungswerten 

maximal 15%. Er wurde hier mit 10% angesetzt. Aus den Besucherwegen pro Tag ergibt sich 

dann wieder unter Berücksichtigung des MIV-Anteils (angesetzt zwischen 60 und 70%) und 

des Besetzungsgrades (hier 1,5 Personen/Fz als unterer Wert der Erfahrungswerte, die eine 

Spanne von 1,5 bis 2,0 angeben) die Gesamtzahl der Besucherfahrten/d. 

Weiterhin erzeugt das Wohngebiet einen Lkw-Verkehr (z.B. Anlieferungen). Dieser Verkehr 

wird mit 0,1 Lkw-Fahrten/Einwohner und Tag abgeschätzt. Die Abschätzungen sind in der 

Tabelle auf der nächsten Seite zusammengefasst: 

Unter den getroffenen Annahmen erzeugt die Wohnnutzung zwischen 414 und 616 Kfz-

Fahrten am Tag. Im Mittel sind dies 515 Kfz-Fahrten/d. Der maßgebende Quell- und Zielver-

kehr des Plangebietes ergibt sich vereinfacht aus der Halbierung des Tagesverkehrs (= 258 

Kfz-Fahrten im Quell- bzw. Zielverkehr pro Tag). 
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Einwohner 

    

 
min max 

    

 
315 357 

    

Einwohner-

verkehr 

Wege pro Einwohner/d 
 

Anteil Besucher 

 min max 
 

min max 

  3,3 3,7 
 

10,0% 10,0%   

  Wege pro Tag Wege pro Tag 
 

Wege pro Besucher/d 

 

  1.040 1.321 
 

104 132 

  
     

  Anteil der Wege außerhalb 
 

Anteil MIV 

  15,0% 
 

70% 60% 

  Wege/d gebietsbezogen 
 

Besetzungsgrad 

  884 1.123 
 

1,5 1,5 

  Anteil MIV 
 

Pkw-Fahrten/d Pkw-Fahrten/d 

  55% 65%  
42 62   

       

  Besetzungsgrad 
 

Lkw/Einwohner  
  1,3 1,3 

 
0,10 0,10 (Bezogen auf Ein-

wohner)   Pkw-Fahrten/d Pkw-Fahrten/d 
 

Lkw-Fahrten/d Lkw-Fahrten/d 

  374 561 
 

32 36   
 

      
Gesamtverkehr Summe Kfz/d Summe Kfz/d 

    

Wohnen min max 
    

  448 659 
    

Mittelwert 554 Kfz/d    

maßgebender 
Quell-=Zielverkehr 

277 Kfz/d    

Zur Beurteilung der Leistungsfähigkeiten von Knoten werden stündliche Verkehrsbelastungen 

benötigt, wobei die Spitzenbelastungen betrachtet werden. Die o.g. Bosserhoff-Dateien ent-

halten für die Wohnnutzungen Ganglinien mit den stündlichen Anteilen am Tagesverkehr. Für 

die nachmittägliche Spitzenstunde werden demnach die folgenden Anteile angesetzt, die sich 

an den Maximalwerten vorliegender Ganglinien orientieren: 

  Quellverkehr Zielverkehr 

Verkehrsaufkommen pro Tag 277 277 

% Anteil Spitzenstunde 8,0% 12,0% 

Verkehrsaufkommen Spitzenstunde 22 33 

Verkehrsaufkommen im Querschnitt 55 

Insgesamt erzeugt das Plangebiet in der Spitzenstunde am Nachmittag 55 Kfz-Fahrten pro 

Stunde (Quell- und Zielverkehr zusammen). 
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2.3 Verkehrsaufkommen der Kindertagesstätte 

Die Stadt Bornheim plant am Maarpfad die Errichtung einer Kindertagesstätte. 

 
Die Ermittlung des Verkehrsaufkommens der Kita basiert auf den folgenden Angaben der 
Stadt Bornheim: 

Anzahl der Betreuer: 14 
Anzahl der Kinder unter 3 Jahre: 16 
Anzahl der Kinder über 3 Jahre: 56 
Öffnungszeiten der Kita: 730 bis max. 1900 Uhr 

Bei den Betreuungszeiten werden zwei Möglichkeiten angeboten. Zum einen kann das Kind 
35 Stunden pro Woche betreut werden mit durchgehend 7 Stunden pro Tag. Zum anderen be-
steht die Möglichkeit, das Kind 45 Stunden pro Woche betreuen zu lassen, mit durchgehend 9 
Stunden pro Tag. In der Regel wird 1/3 der Kinder nach der 1. Möglichkeit betreut, entspre-
chend 2/3 der Kinder über 9 Stunden. 

Die 16 Betreuer erzeugen zwischen 2,0 und 2,5 Wege/d. Bei einem MIV-Anteil von 50 bis 
60% ergeben sich zwischen 16 und 24 Kfz-Fahrten/d. 

Betreuer Anzahl Betreuer 

  16 

  Wege pro Betreuer 

  2,0 2,5 

  Anteil MIV 

  min max 

  50% 60% 

  Pkw-Fahrten/d Pkw-Fahrten/d 

  16 24 
   

Bringer Kinder < 3 J Kinder > 3 J 

Abholer 16 56 

  Kinder, gesamt 

  72 

  Anwesenheit 

  95% 

  68 

  Wege/d 

  4,0 

  MIV-Anteil 

  60% 70% 

  Pkw-Fahrten/d Pkw-Fahrten/d 

  164 192 
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 Gesamtverkehr Summe Kfz/d Summe Kfz/d 

Kita min max 

  180 216 

Mittelwert 198 Kfz/d 

maßge. Quell-

=Zielverkehr 
99 Kfz/d 

Bei den insgesamt 72 Kindern wird davon ausgegangen, dass in der Regel 95% anwesend 
sind. Diese Kinder erzeugen 4 Wege/d, morgens 2 Wege beim Bringen und nachmittags 2 
Wege beim Abholen. Der MIV-Anteil dieser Wege liegt bei 60 bis 70%. 

In der Summe erzeugt die Kita somit 198 Pkw-Fahrten am Tag. Dies entspricht einem Quell- 
und Zielverkehr von 99 Pkw-Fahrten/d. 

Bei der Ermittlung der stündlichen Verkehre bzw. bei der Beurteilung der Leistungsfähigkei-
ten in der Spitzenstunde ist zu beachten, dass diese Verkehre sich nicht über den Tag vertei-
len. Sie hängen ab von den Öffnungszeiten der Kita und der Dauer der Betreuungszeiten. 

Die Betreuer treffen vor 730 Uhr ein und verlassen die Kita gegen 1900 Uhr. Dazwischen lie-
gen Schichtwechsel. Diese Fahrten liegen außerhalb der Spitzenzeiten. 

Die 68 anwesenden Kinder werden morgens innerhalb von 2 Stunden zur Kita gebracht (zwi-
schen 730 und 930 Uhr). Dies entspricht rund 44 Pkw-Fahrten pro Stunde, jeweils im Quell- 
und Zielverkehr.  

Kinder mit einer Betreuungszeit von 7 Stunden, die zwischen 730 und 930 Uhr gebracht wer-
den, verlassen die Kita dann zwischen 1430 und 1630 Uhr. Dieser Zeitbereich liegt außerhalb 
der nachmittäglichen Spitzenstunde. D.h., die Fahrten dieser Kinder sind für Leistungsfähig-
keitsnachweise nicht relevant.  

Anders sieht es bei Kindern mit einer Betreuungszeit von 9 Stunden aus (2/3 der Kinder gehö-
ren zu dieser Gruppe). Werden sie zwischen 730 und 930 Uhr gebracht, so verlassen sie die 
Kita dann zwischen 1630 und 1830 Uhr. Diese Fahrten fallen in den Bereich der nachmittägli-
chen Spitzenstunde. 

Bei 68 anwesenden Kindern gehören zu dieser Gruppe 46 Kinder. Daraus ergibt sich, dass 
diese Gruppe am Nachmittag 30 Pkw-Fahrten jeweils im Quell- und Zielverkehr erzeugt.  

Abholer Anwesenden Kinder 

  68 

  Anteil 45-Stundenbetreuung 

  66,7% 

  Anzahl Kinder 

  46 

  Wege/Kind 

  2,0 

  MIV-Anteil 

  60% 70% 

  Pkw-Fahrten Pkw-Fahrten 

  55 64 

Mittelwert 60 Pkw/h 

Quell-= Zielver-

kehr 
30 Pkw/h 

Für die Leistungsfähigkeitsnachweise wird davon ausgegangen, dass 2/3 dieser Fahrten inner-

halb der Spitzenstunde erfolgen (= 20 An- und Abfahrten pro Stunde). 
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2.4 Zusammenfassung und Spitzenbelastung 

In der folgenden Tabelle wird das abgeschätzte Verkehrsaufkommen der beiden geplanten 

Nutzungen zusammengefasst:  

 
Nutzungen 

 
Verkehrsaufkommen [Kfz/d] Wohnen Kita 

 
min 448 180 

 
max 659 216 

 
Mittelwert 554 198 752 

Resultierender Quellverkehr= 

Zielverkehr 
277 99 376 

Insgesamt ist damit zu rechnen, dass die Nutzungen Wohnen und Kita zusammen 376 Kfz-

Fahrten am Tag jeweils im Quell- und Zielverkehr erzeugen. 

Das Verkehrsaufkommen der Kita ist dabei nicht gleichmäßig über den ganzen Tag verteilt. 

Es konzentriert sich auf ca. 2 Stunden am Morgen (Bringen der Kinder) und ca. 2 Stunden am 

Abend (Abholen der Kinder). Zusammen mit der Nutzung Wohnen ergeben sich folgende zu-

sätzlichen maximalen stündlichen Belastungen im Querschnitt der Koblenzer Straße: 

Morgenspitze Quellverkehr 
 

Zielverkehr 

  Wohnen Kita 
 

Wohnen Kita 

Verkehrsaufkommen pro Tag 277 99 
 

277 99 

Anteil Spitzenstunde 15,0%   
 

1,0%   

Verkehrsaufkommen Spitzenstunde 42 45 
 

3 45 

Gesamtverkehr im Querschnitt 135 Kfz/h 
 

Abendspitze Quellverkehr 
 

Zielverkehr 

  Wohnen Kita 
 

Wohnen Kita 

Verkehrsaufkommen pro Tag 277 99 
 

277 99 

Anteil Spitzenstunde 8,0%   
 

12,0%   

Verkehrsaufkommen Spitzenstunde 22 20 
 

33 20 

Gesamtverkehr im Querschnitt 95 Kfz/h 
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3 Vorhandene Verkehrsbelastungen 

Für die Leistungsfähigkeitsnachweise und den Lärmgutachter werden die vorhandenen Ver-

kehrsbelastungen im angrenzenden Straßennetz benötigt. In Absprache mit dem Lärmgutach-

ter wurden die folgenden Zählstellen festgelegt: 

 
  Lage der Zählstellen 

An den Querschnitten Q1 bis Q5 wurden 24-Stunden Zählungen durchgeführt, aus denen 

DTV-Werte und maßgebende Verkehrsbelastungen für das Lärmgutachten abgeleitet werden. 

Für die Leistungsfähigkeitsnachweise wurden an den Knoten K-1 (Fuhrweg/Koblenzer Stra-

ße) und K-2 (Koblenzer Straße/Herseler Straße) Zählungen in der Zeit von 1500 bis 1900 Uhr 

durchgeführt.  

Die Zählungen fanden am Donnerstag, den 02.04.2019 statt. Sie wurden als Video-Auf-

zeichnung durch das Büro VE-Kass Ingenieurgesellschaft mbH, Köln durchgeführt. 

Ausgewertet wurden die Fahrzeugarten: K-Rad, Pkw, Lfw, Lkw, Bus und Lz/Sz. In den Aus-

wertungen wurden die Lkw >3,5t, die Busse und die Lastzüge/Sattelzüge als Schwerverkehr 

(SV) zusammengefasst. 
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3.1 Ergebnisse der Knotenzählung 

Die Kreuzung Koblenzer Straße/Fuhrweg mit einer "Rechts-vor-Links-Regelung" ist nur 

schwach belastet.  

 

In der Spitzenstunde befuhren nur 135 Kfz die Kreuzung. Mit 125 Kfz/h ist der Querschnitt 

der Koblenzer Straße in Richtung Herseler Straße am stärksten belastet. 

Die Kreuzung Herseler Straße/Koblenzer Straße/Rosental wird mit einer Lichtsignalanlage be-

trieben.  

 

In der Spitzenstunde befuhren 1.057 Kfz die Kreuzung. In dieser Zeit überwiegt der Verkehrs-

strom in Richtung Roisdorf.   
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3.2 Ergebnisse der Querschnittszählungen 

In Abstimmung mit dem Lärmgutachter wurden an 5 Zählstellen die Querschnittsbelastungen 

über 24 Stunden erhoben.  

 
 Lage der Zählstellen mit Querschnittsbelastungen (24h) 

Die Ganglinien der einzelnen Querschnitte über 24 Stunden sind im Anhang dargestellt. 

In der folgenden Tabelle wurde aus den Zählergebnissen der durchschnittliche tägliche Ver-

kehr (DTV) abgeleitet.  

 
Zählung DTV 

Q-1 16.741 14.508 

Q-2 13.587 11.742 

Q-3 11.248 9.550 

Q-4 1.456 1.282 

Q-5 443 390 

  [in Kfz/d] 

Die Ableitung erfolgte mit Hilfe von Wochen- und Saisonfaktoren nach dem Verfahren: 

"Hochrechnung von Kurzzeitzählungen an Innerortsstraße"; Straßenverkehrstechnik 10/2008.  

3.3 Prognose der Verkehrsbelastungen 

Die Ingenieurgruppe IVV Aachen / Berlin hat im Auftrag der Stadt Bornheim für das Stadtge-

biet eine Verkehrsprognose 2030 erstellt. Die Ergebnisse liegen vor, als "Verkehrsuntersu-

chung Bornheim, RO 17, RO 22, RO 23, Ergebniszusammenstellung, 27.05.2019". 

Die Verkehrsbelastungen durch die Kita waren dabei nicht Bestandteil der Prognose. 

Bei der Erstellung des IVV-Prognosemodells wurden die im Rahmen dieser Arbeit durchge-

führten 5 Querschnittszählungen und die beiden Knotenzählungen eingearbeitet.  
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In der IVV-Prognose wurden unter anderem Verkehrserzeugungen für die Bebauungspläne 

Ro 22 und Ro 23 erstellt. Die folgende Tabelle zeigt die Ergebnisse der Abschätzungen. Für 

den Bebauungsplan Ro 23 ist weiterhin die Abschätzung dieser Arbeit angegeben.  

 ISV IVV   IVV 

  Ro 23 Ro 23   Ro 22 

 Verkehrsaufkommen pro Tag 554 570   710 

 maßgebender Quell-=Zielverkehr 277 285   355 

Beim Bebauungsplan Ro 23 fallen die IVV-Abschätzungen etwas höher aus. Dies liegt im 

Wesentlichen an unterschiedlich angesetzten MIV-Anteilen für die Bewohner. Bei der IVV-

Abschätzung wurde ein Anteil von 60 bis 80% angenommen. In dieser Arbeit wurde der An-

teil mit 55 bis 65% angesetzt.  

Für die weiteren Betrachtungen wird von den IVV-Werten ausgegangen. Die Prognose hat für 

die das angrenzende Straßennetz folgende Verkehrsbelastungen 2030 ermittelt: 

 
 DTV 2030 aus der IVV Verkehrsuntersuchung Bornheim .... 

Für die 5 Querschnitte ergeben sich somit folgende Belastungszahlen: 

 Zählung  DTV(2019) DTV(2030) Steigerung 

Q-1 16.741  14.508 19.700 135,8% 

Q-2 13.587  11.728 14.900 127,0% 

Q-3 11.248  9.550 13.600 142,4% 

Q-4 1.456  1.282 2.400 187,2% 

Q-5 443  390 900 230,8% 

Auf der Landesstraße L 281 (Q-1) und der L 118 (Q-2 und Q-3) liegen die Zuwächse im DTV 

bei 30 bis 40%. Auf der Koblenzer Straße (Q-4 und Q-5) ist mit einer Verdoppelung der Ver-

kehrsbelastungen zu rechnen. An diesen Querschnitten fehlen allerdings noch die Verkehrsbe-

lastungen durch die Kita, für die ein DTV von 130 Kfz/d abgeschätzt wurde. 
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4 Leistungsfähigkeitsnachweise 

Für die beiden Kreuzungen: 

· Herseler Straße / Koblenzer Straße (Regelung mit einer Lichtsignalanlage) 

· Koblenzer Straße / Fuhrweg (Rechts-vor-Links Regelung) 
sind Leistungsfähigkeitsnachweise zu führen. Die Leistungsfähigkeitsnachweise erfolgen nach 
dem Verfahren des Handbuchs für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS 2015). 
Bei diesem Verfahren werden für die einzelnen Verkehrsströme Qualitätsstufen ermittelt, die 
über mittlere Wartezeiten definiert sind. Für die Berechnungen wurden die Excel-Tabellen der 
Arbeitsgruppe Verkehrstechnik, Prof. Dr.-Ing. habil. Schnabel verwendet. 

Für die Leistungsfähigkeitsnachweise mussten die Zähldaten an die vorliegende DTV-Prog-
nose 2030 angepasst werden. Dabei dienten die Steigerungsraten der DTV-Werte als Anhalt 
für die Hochrechnungsfaktoren. Demnach werden die Verkehrsbelastungen auf der Herseler 
Straße um 50% erhöht. 

Die Verkehrsbelastungen auf den Nebenstraßen (Koblenzer Straße, Fuhrweg und Rosental) 
und die Ein- und Abbiegeströme der Herseler Straße werden auf das 2,5-fache angehoben. 
Dazu kommen noch die Verkehrsbelastungen durch die Kita. Diese wurden oben mit 20 An- 
und Abfahrten in der Spitzenstunde am Nachmittag abgeschätzt.  

Für die Leistungsfähigkeitsnachweise wurden die Spitzenwerte der Prognose und der Nutzun-
gen Wohnen und Kita überlagert, unabhängig davon, ob sie auch zeitlich tatsächlich zusam-
mentreffen. Aus den Zählungen lässt sich erkennen, dass die höchsten Verkehrsbelastungen 
am Nachmittag auftreten.  

Die Verkehrsströme der Kita belasten die gesamte Koblenzer Straße und treten an der Kreu-
zung mit der Herseler Straße als Linksabbieger bzw. als Rechtseinbieger auf.  

4.1 Kreuzung Herseler Straße / Koblenzer Straße / Rosental 

Mit den oben angesetzten Hochrechnungsfaktoren ergibt sich an der Kreuzung das folgende 

Belastungsbild: 
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Danach ergibt sich für die Kreuzung eine Gesamtbelastung von 1.945 +40 Kfz/h. Gegenüber 
den heutigen Belastungen (1.057 Kfz/h) ist dies eine Zunahme von 88%. 

Für den Leistungsfähigkeitsnachweis der Lichtsignalanlage wurde eine 2-Phasen Einteilung 
gewählt. 

Phase 1: die Verkehrsströme auf der L 118 

Phase 2: die Verkehrsströme der beiden Nebenstraßen 

Den beiden Linksabbiegern auf der L 118 steht eine separate Abbiegespur zur Verfügung. Al-
le anderen Verkehrsströme werden auf Mischspuren geführt. 

Die Fahrstreifenbreiten wurden aus Luftbildern ermittelt. Für die Zufahrt Z1 wurde eine Stei-
gung von 5% angesetzt.  

Als Umlaufzeit wurden 90s angesetzt. Die Summe der Zwischenzeiten beträgt 18s. 

Die Berechnungen nach dem HBS-Verfahren ergaben folgende Qualitätsstufen für die Ver-
kehrsströme (QSV): 

Zufahrt Phase Ströme 
q qs tF tW Ls QSV 

Kfz/h Kfz/h [s] [s] [m] [-] 

Z1 Phase 1 RA+GF 510 1.686 42 22,6 93 B 

Z1 Phase 1 LA 111 346 42 46,0 36 C 

Z2 Phase 1 RA+GF 754 1.961 42 33,3 155 B 

Z2 Phase 1 LA 79 603 42 16,8 19 A 
         

K3 Phase 2 RA+GF+LA 183 1.479 30 24,4 40 B 

K4 Phase 2 RA+GF+LA 348 1.314 30 45,8 91 C 

Insgesamt ergibt sich für die Kreuzung die Qualitätsstufe C, d.h., die mittleren Wartezeiten tw 

liegen unter 50s. Angestrebt wird, dass die mittleren Wartezeiten unter 70s (QSV = D) liegen 

sollen. 

Die höchste mittlere Wartezeit wurde mit 46,0s für den Linksabbieger an der Zufahrt Z1 er-

mittelt.  

4.2 Koblenzer Straße / Fuhrweg 

Das HBS 2015 stellt für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit einer Rechts-vor-Links Rege-
lung ein einfaches Verfahren zur Verfügung. Als Beurteilungskriterium gilt die Gesamtbelas-
tung des Knotens (Gesamtbelastung = die Summe aller Verkehrsströme aller Zufahrten). 

Die Zählungen hatten für die Kreuzung eine Spitzenbelastung von 135 Kfz/h ermittelt. Eine 
Erhöhung dieser Belastung auf das 2,5-fache ergibt 338 Kfz/h. Dazu kommen noch Verkehrs-
belastungen durch die Kita (jeweils 20 An- und Abfahrten). 

 

Für diese Verkehrsbelastungen ergibt sich eine mittlere Wartezeit (tw) von 8,3 s oder die Qua-
litätsstufe A/B (mittlere Wartezeiten < 10 s).  

D.h., auch mit den erhöhten Verkehrsbelastungen ist die Kreuzung mit einer Rechts-vor-Links 

Regelung voll funktionsfähig. 

128



Bebauungsplan Ro 23 – Verkehrliche Auswirkungen - 16 - 

 

ISV Ingenieurgruppe STADT+VERKEHR 

5 Zusammenfassung 

In Bornheim-Roisdorf ist auf einem Areal hinter der Koblenzer Straße und dem Fuhrweg ein 

neues Wohngebiet geplant (Bebauungsplan Ro 23). Nach Angaben des Auftraggebers sollen 

hier 121 bis 134 Wohneinheiten (WE) entstehen. Insgesamt werden hier einmal zwischen 315 

und 357 Bewohner leben. 

Mit Hilfe der Tabellen des Programmpakets VER_BAU wurden die zu erwartenden Verkehrs-
mengen durch die neue Nutzung abgeschätzt. Demnach erzeugt das Wohngebiet über den Tag 
rund 277 Kfz-Fahrten jeweils im Quell- und Zielverkehr.  

Weiterhin wurden die verkehrlichen Auswirkungen einer Kindertagesstätte am Maarpfad ab-
geschätzt. 

Zur Erfassung der vorhandenen Verkehrsbelastungen wurden 5 Querschnittszählungen über 

24 Stunden durchgeführt. Weiterhin wurden 4-Stundenzählungen an den Kreuzungen Herseler 

Straße / Koblenzer Straße und Koblenzer Straße / Fuhrweg durchgeführt. Die Zählungen fan-

den am Donnerstag, den 02.04.2019 statt. 

Die hier ermittelten Verkehrsbelastungen wurden in eine vorliegende Verkehrsprognose 2030 

des Büros IVV eingepasst und um die Verkehrsbelastungen durch die Kita ergänzt. 

Mit den prognostizierten Verkehrsbelastungen wurde die Leistungsfähigkeit der Kreuzungen 

Herseler Straße / Koblenzer Straße (Regelung mit einer Lichtsignalanlage) und Koblenzer 

Straße / Fuhrweg (Rechts-vor-Links Regelung) überprüft. 

Demnach ist die Leistungsfähigkeit der beiden Knoten auch mit den erhöhten Verkehrsbelas-

tungen gegeben. 
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IGEPA Verkehrstechnik GmbH
Ardennenstrasse 30 - 52249 Eschweiler

Tel.: 02403/5087349 - igepa@gmx.de

Grundstücksentwicklung
Fuhrweg

Bornheim - Roisdorf

Verkehrsbelastungen Koblenzer Str.
zwischen Fuhrweg und Maarpfad

Analyse 15:00 - 19:00 Uhr und DTV a.T.
April 2016

Erstellt: 19.04.2016

ageDTV alle T [Kfz/24h (Lkw %)] (Lkw-Anteil incl. Traktoren)

[Hochrechnung der 4h-Zählung 15:00-19:00 Uhr]
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Kfz 15:00-19:00 Uhr:  Pkw (Lkw) [Traktor]
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12 – UMWELT- UND GRÜNFLÄCHENAMT 
Mo-310 

10.12.20 

 
 
 

Bebauungsplan Ro 25 – Koblenzer Straße 
Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

 
 
Anlass 
Der ca. 0,3 ha umfassende Bebauungsplan Ro 25 (Anlage 1) erstreckt sich auf den noch 
nicht ausgebauten Abschnitt der Koblenzer Straße zwischen Fuhrweg und Maarpfad, der 
ebenso wie der Abschnitt zwischen Herseler Straße und Fuhrweg zur Sammelstraße im 
Trennprinzip ausgebaut werden soll. 
Das Bebauungsplangebiet wurde mehrfach durch Mitarbeiter*innen vom Planungsamt und 
Anfang Dezember 2020 durch die Diplombiologin Irmgard Mohr vom Umweltamt der Stadt 
Bornheim begangen. Die Umgebung ist aus Ortskenntnis bekannt. 
 
Umgebung  
Die Grundstücke entlang der Straße sind überwiegend mit Wohnhäusern bebaut. Auf der 
nordöstlichen Straßenseite schließt sich hinter der Bebauung das Gebiet des Bebauungs-
plans Ro 23 an. Im näheren Umfeld sind Gärten, Äcker und Brachen und südwestlich in ca. 
130 m Entfernung die Bundesbahntrasse vorhanden. Die nächstgelegenen Gewässer 
(zeitweilig wasserführende Tümpel für Amphibien) befinden sich östlich in ca. 600 m 
Entfernung an der L 118. 
 
Zustand des Gebiets 
Jahreszeitlich bedingt konnten im Plangebiet nur die Lebensraumtypen festgestellt werden. 
Bezüglich des Vorkommens von planungsrelevanten Arten wird auf die Daten des Landes-
amts für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) und die Ergebnisse der 
Artenschutzprüfung für den benachbarten Bebauungsplan Ro 23 vom August 2020 zurück-
gegriffen. 
 
Die Straßenparzelle und somit der größte Anteil der Flächen im Gebiet von Ro 25 ist bereits 
asphaltiert bzw. im Seitenraum z.T. auch mit Kies und Schotter befestigt. Aus privaten Flur-
stücken werden folgende Flächenanteile benötigt, die sich derzeit im jeweils genannten 
Zustand befinden: 

 Nr. 224 und 225 (Koblenzer Straße 1): ca. 14 m²,  zum Teil mit Efeu bewachsene 
Einfriedung 

 Nr. 182 (Maarpfad 20): Randstreifen von ca. 21 m² aus der ca. 350 m² großen 
Brache,  

 Nr. 211 (Koblenzer Straße 10): Randstreifen von ca. 19 m²  aus dem Vorgarten, mit 
Gras bewachsen 

 Nr. 275 (Koblenzer Str. 12): ca. 82 m², zum überwiegenden Teil (knapp 70 m²)  2 m 
breite Thujahecke, dahinter Rasen, ansonsten asphaltierte bzw. gepflasterte Zufahrt.  

 Nr. 276 (Custorstr. 17): ca. 67 m²,  2m breite Thujahecke, dahinter Rasen und ein 
Kirschbaum 

 Nr. 169 (Koblenzer Str. 39): ca. 14 m², geschottert (Straßenrand vor Stellplätzen) 
Eine Fotodokumentation dieser Flächen (Aufnahmen: Carla Weiner, Planungsamt der Stadt 
Bornheim) ist beigefügt (Anlage 2). 
 
Artenschutzrechtlich relevant ist vor allem die Thujahecke, die ebenso wie die efeubewach-
sene Einfriedung unter den Lebensraumtyp Gärten/Parkanlagen/Siedlungsbrachen fällt. 
Grundsätzlich ist zwar auch die Brache interessant, infolge ihres geringen Flächenanteils 
kann aber eine essentielle Bedeutung für die planungsrelevanten Arten sowohl als Fort-
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pflanzungs- oder Ruhestätte als auch als Nahrungsstätte von vornherein ausgeschlossen 
werden. 
 
Auswahl der zu berücksichtigenden Arten  
Das LANUV stellt Daten zu geschützten Arten in Nordrhein-Westfalen messtischblattweise 
im Fachinformationssystem (FIS) zur Verfügung. Das Untersuchungsgebiet liegt ebenso wie 
der B-Plan Ro 23 im Bereich des Messtischblatts 5208-1 (1. Quadrant des Messtischblattes 
Bonn). Aus den für dieses Blatt insgesamt aufgelisteten planungsrelevanten Arten wurden 
diejenigen für Gärten/Parkanlagen/Siedlungsbrachen herausgefiltert (Anlage 3).  
 
Betroffenheit von Arten 
Wie sich aus der Liste der potentiell vorkommenden planungsrelevanten Arten ergibt, sind 
als Fortpflanzungs- und Ruhestätte geeignete Bereiche nur für den Girlitz vorhanden. 
Andere Arten wie das Rebhuhn oder  der Pirol können aufgrund der ungeeigneten Umge-
bung und der geringen Flächengrößen mit entsprechend großen Störeinwirkungen als 
Brutvogel ausgeschlossen werden. Auch für Zauneidechse und Wechselkröte sind die 
Flächen deshalb weder zur Fortpflanzung noch als Ruhestätte geeignet. 
 
Der Girlitz gilt als typischer Stadtrandbewohner, der auf Friedhöfen, in Parks und Kleingar-
tenanlagen ihm zusagende Strukturen vorfindet. Sein Nest baut er gerne in Nadelbäumen. 
Bei der Artenschutzprüfung für das Gebiet des B-Plans Ro 23 „wurde ein singender Girlitz in 
der Zeder bzw. Blaufichte am Maarpfad / an der Koblenzer Straße (Flurstücke 168 und 227) 
im Nordwesten des Plangebietes festgestellt. In dem Nadelbaumbestand befindet sich ver-
mutlich das Nest (Brutverdacht).“ 
Die Thujahecke auf den Flurstücken 275 und 276 kommt daher auch als Brutstandort für den 
Girlitz in Frage.  Wenn sie auf eine Länge von 47 m entfernt wird, ist dies jedoch nicht essen-
tiell für den Girlitz, nicht nur weil sie sich an der Südostgrenze des Flurstücks 276 fortsetzt, 
sondern auch weil weitere Koniferen in der Umgebung vorhanden sind.  
 
Eine Nutzung von Teilflächen des Plangebiets als Nahrungshabitat durch störungs-
unempfindliche Arten kann nicht ausgeschlossen werden. Wegen ihrer geringen Größe 
ergänzen die hier vorhandenen Flächen die großräumig vorhandenen Nahrungshabitate 
aber nur in unbedeutendem Umfang und können nicht als essentiell eingestuft werden.  
 
Insgesamt ist die Bedeutung dieses Gebiets als Lebensraum für Tiere und Pflanzen als 
gering einzuschätzen. Dass mit dem Straßenausbau ein Verbotstatbestand gemäß § 44 (1) 
Bundesnaturschutzgesetz erfüllt würde, kann ausgeschlossen werden. 
 
Maßnahmen 
Um auch Beeinträchtigungen von nicht planungsrelevanten, aber dem allgemeinen Arten-
schutz unterliegenden Arten zu vermeiden, sind Gehölze nur im Zeitraum Oktober bis 
Februar zu entfernen. 
 
Fazit 
Eine Verschlechterung der lokalen Populationen der möglicherweise vorkommenden 
planungsrelevanten Tierarten durch die Planung ist nicht ersichtlich. Verbotstatbestände 
gemäß § 44 (1) BNatSchG werden nicht erfüllt, Konflikte mit artenschutzrechtlichen 
Vorschriften sind bei Gehölzentfernung von Oktober bis Februar nicht zu erwarten. 
Vertiefende Untersuchungen oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht 
erforderlich. 
 
gez. Mohr 
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Anlage 1 
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Anlage 2 
Fotodokumentation 
 

 
 
 

 
jeweils Flurstücke 225 und 224 (Koblenzer Str. 1) 
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Jeweils Flurstück 182 (Maarpfad 20) 
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Anlage 3 
Planungsrelevante Arten für Quadrant 1 im Messtischblatt 5208 

wissenschaftlicher 
Name deutscher Name Status 

EHZ in 
NRW (ATL) 

Gärten, 
Siedlungs-

brachen 
Säugetiere 
Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus Nw 2000 U- Na 

Myotis dasycneme Teichfledermaus Nw 2000 G (Na) 

Myotis daubentonii Wasserfledermaus Nw 2000 G Na 

Myotis myotis Großes Mausohr Nw 2000 U (Na) 

Myotis nattereri Fransenfledermaus Nw 2000 G (Na) 

Nyctalus noctula Abendsegler Nw 2000 G Na 

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus Nw 2000 G Na 

Pipistrellus pygmaeus Mückenfledermaus Nw 2000 G (Na) 

Plecotus auritus Braunes Langohr Nw 2000 G Na 

Vögel 
Accipiter gentilis Habicht NW Bv 2000 G- Na 

Accipiter nisus Sperber NW Bv 2000 G Na 

Alcedo atthis Eisvogel NW Bv 2000 G (Na) 

Ardea cinerea Graureiher NW Bv 2000 G Na 

Asio otus Waldohreule NW Bv 2000 U Na 

Athene noctua Steinkauz NW Bv 2000 G- (FoRu) 

Carduelis cannabina Bluthänfling NW Bv 2000 unbek. (FoRu), (Na) 

Cuculus canorus Kuckuck NW Bv 2000 U- (Na) 

Delichon urbica Mehlschwalbe NW Bv 2000 U Na 

Dryobates minor Kleinspecht NW Bv 2000 U Na 

Falco tinnunculus Turmfalke NW Bv 2000 G Na 

Hirundo rustica Rauchschwalbe NW Bv 2000 U Na 

Oriolus oriolus Pirol NW Bv 2000 U- (FoRu) 

Passer montanus Feldsperling NW Bv 2000 U Na 

Perdix perdix Rebhuhn NW Bv 2000 S (FoRu) 

Serinus serinus Girlitz NW Bv 2000 unbek. FoRu!, Na 

Streptopelia turtur Turteltaube NW Bv 2000 S (Na) 

Strix aluco Waldkauz NW Bv 2000 G Na 

Sturnus vulgaris Star NW Bv 2000 unbek. Na 

Tyto alba Schleiereule NW Bv 2000 G Na 

Amphibien und Reptilien 
Bufo viridis Wechselkröte Nw 2000 U (FoRu) 

Lacerta agilis Zauneidechse Nw 2000 G (FoRu) 
 
 
Abkürzungen (in Klammern: untergeordnet oder  vereinzelt, mit Ausrufzeichen: Schwerpunkt) 

Vorkommen Na, (Na) Nahrungshabitat 

 FoRu, (FoRu), FoRu! Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

Status NW 2000 Nachweis ab 2000 vorhanden 

 NW Bv 2000 Nachweis Brutvorkommen ab 2000 vorh. 
Erhaltungszustand (EHZ) in 
NRW , atlantische Region 
(ATL) 
 

G 
U 
S 
+/- 

günstig 
ungünstig/unzureichend 
ungünstig/schlecht 
tendenzielle Verbesserung/Verschlechterung 
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Stadtentwicklungsausschuss 15.12.2020 

Ausschuss für Umwelt, Klima, Landwirtschaft, Wald und Natur  

Rat  

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 798/2020-7 

    Stand 17.11.2020 

 
Betreff 
 

Antrag der UWG-Fraktion vom 16.11.2020 betr. Maßnahmen zur Umsetzung 
der Energiewende 

 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Umwelt, Klima, Landwirtschaft, Wald und Natur:  
 
Der Ausschuss für Umwelt, Klima, Landwirtschaft, Wald und Natur empfiehlt dem Rat, wie 
folgt zu beschließen: siehe Beschlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat  
 

1. nimmt die Ausführungen der Verwaltung zu Punkt 1 des Antrags zur Kenntnis,  
 

2. beauftragt die Verwaltung bei einem vorliegenden Antrag für eine konkrete Fläche 
(wie z.B. eine ehemalige Kiesgrube), die Möglichkeit der Aufstellung von Photovolta-
ikanlagen zu prüfen, 

 
3. nimmt die bereits in Bebauungsplänen umgesetzten Festsetzungen zu Photovoltaik-

anlagen und Dachbegrünungen auf Gewerbe- und Wohngebäudedächern zur Kennt-
nis und beauftragt die Verwaltung im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen 
weitergehende Möglichkeiten zu prüfen.  
 

 
Sachverhalt 
 
Die UWG/Forum-Faktion beantragt die Prüfung von Maßnahmen zur Umsetzung der Ener-
giewende (s. Anlage)   
 
Zu 1 des Antrags:  
In einer der nächsten Sitzungen des Ausschusses für Stadtentwicklung wird die frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung des Teilflächennutzungsplans Windenergie zur Beratung vorgelegt. 
Die Potenzialflächenanalyse ist Teil der Begründung. 
Eine wirtschaftliche Betrachtung inkl. vertraglicher Regelungen kann erst zum späteren Zeit-
punkt erfolgen, wenn klar ist in welcher Lage und Größe die Konzentrationszone für Wind-
energie im Flächennutzungsplan dargestellt wird.  
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Zu 2 des Antrags:  
Grundsätzlich ist die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage auf einer ehemaligen 
Abgrabungsfläche zur Förderung regenerativer Energie klimapolitisch sinnvoll. Eine Ent-
scheidung für Flächenphotovoltaikanlagen bedeutet jedoch eine Entscheidung gegen eine 
landwirtschaftliche Nutzung (s. entsprechender Beschluss des VPLA vom 14.05.2014).  
 
Von einer vorsorglichen flächendeckenden Analyse sollte abgesehen werden, da dies sehr 
aufwendig ist und andere Projekte in der Bearbeitung zurückstellen würde. Es wird ein An-
lass bezogenes Vorgehen vorgeschlagen.   
 
Am 02.09.20 hat der Ausschuss für Stadtentwicklung die Verwaltung mit der Prüfung einer 
ehemaligen Abgrabungsfläche für die Nutzung einer Photovoltaikanlage beauftragt 
(566/2020-7).  
 
Zu 3 des Antrags:  
Am 08.11.17 wurde die Verwaltung vom Umweltausschuss bereits beauftragt, bei jedem 
Aufstellungsverfahren eines Bebauungsplans mit großen Baukörpern (Gewerbe, Geschoss-
wohnungsbau etc.) die Festsetzung von Dachbegrünungen zu prüfen und die getroffene 
Entscheidung im Verfahren gegenüber dem Ausschuss/ Rat zu begründen, (s. Vorlage 
694/2017-6)   
Eine Dachbegrünung wird für Dachflächen in Gewerbegebieten ab 200 m² bis zu einer 
Dachneigung von 10° in der Regel bereits festsetzt, so z.B. im Bebauungsplan He 28: „Für 
nicht begehbare Dachflächen ab 200 m² je Gebäude und bis zu einer Dachneigung von 10° 
ist eine mindestens extensive Dachbegrünung herzustellen. Bei Installation nicht aufgestän-
derter Solaranlagen entfällt die Begrünungsauflage für die von den Solaranlagen bedeckte 
Fläche.“ 
Auch in Bebauungsplänen für Wohngebiete ist diese Festsetzung möglich und zu finden (s. 
He 31). Bei aufgeständerten Solarmodulen ist eine zusätzliche extensive Dachbegrünung 
möglich und für den Betrieb sogar förderlich (Kühleffekt der Begrünung). 
Darüber hinaus können noch weitere Festsetzungsmöglichkeiten im Rahmen der Aufstellung 
von Bebauungsplänen geprüft werden.   
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
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  UWG/FORUM-Fraktion, Servatiusweg 19, 53332 Bornheim 

   
  Herrn Bürgermeister 
  Christoph Becker 
  Rathausstr. 2 
  53332 Bornheim 
 
   
          Bornheim den 16.11.2020 
 
 
   
 

Antrag: Maßnahmen zur Umsetzung der Energiewende 
 
   
 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
  die UWG/Forum stellt folgende Anträge für den nächsten zuständigen Ausschuss: 
 
   

Beschlussentwurf:  
 

1. Die Verwaltung wird aufgefordert zur Festlegung einer Konzentrationszone für 
Windkraftanlagen das Ergebnis des inzwischen vorliegenden Gutachtens den  
Fraktionen zur Beratung vorzustellen. 
 
Hierbei soll aber auch direkt eine wirtschaftliche Betrachtung erfolgen. Insbesondere 
soll erläutert werden, wie die Betreiberverträge von Anlagen im öffentlichen Raum 
abgefasst werden können, so dass ein maximaler Gewerbesteuerbetrag in die 
Stadtkasse fließt.  
 
Außerdem sollen auch die Möglichkeiten und finanziellen Auswirkungen auf die 
Stadtkasse von städtischen Windrädern und Bürgerwindrädern erläutert werden. 
 
  

2. Alle potenziellen Flächen (u. a. ehemalige Kiesgruben) entlang der BAB 555 im 
Stadtgebiet sollen auf die Möglichkeit der Aufstellung von Photovoltaikanlagen 
übergeprüft und benannt werden.  
 
Bitte dabei auch die Flächen der ehemaligen Mülldeponie in die Überprüfung 
einbeziehen. 
 
 

3. Die Verwaltung wird aufgefordert darzulegen, welche Möglichkeiten die Stadt 
Bornheim hat, PV-Anlagen auf Gewerbedächern, alternativ Dachbegrünung 
zwingend vorzuschreiben. 

Fraktionsgeschäftsstelle   

Servatiusweg 19 

53332 Bornheim 
 

Tel: 02222/99 566 345/46 
Fax: 02222/99 563 457 

uwg-fraktion@rat.stadt-bornheim.de 
www.uwg-bornheim.de 

Ö  8Ö  8
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Begründung: 
 
 

         Der Klimawandel und die damit verbundene Notwendigkeit einer Energiewende sind nicht  
mehr weg zu diskutieren; die Energiewende muss nun auch in Bornheim schnellstmöglich 
auf den Weg gebracht werden. 
 
Auch der Kommunalwahlkampf hat gezeigt, wie wichtig das Thema Energiewende den 

  Bornheimer Bürgerinnen und Bürgern ist.  
 
Wir begrüßen es sehr, wenn dieses wichtige Thema nun vorrangig und parteiübergreifend in 
Angriff genommen wird. 

 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Hans Gerd Feldenkirchen und Fraktion 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fraktionsvorsitzender: Hans Gerd Feldenkirchen 
Straußweg 4, 53332 Bornheim 

Tel.: 02227-9099377 – Fax: 02227-909427 
eMail: h.g.feldenkirchen@t-online.de 
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Stadtentwicklungsausschuss 03.02.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 865/2020-7 

    Stand 17.12.2020 

 
Betreff 
 

Antrag der SPD-Fraktion vom 17.12.2020 betr. Überarbeitung des 
Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzeptes 

 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, über den Antrag ab Ende 2021 erneut zu 
beraten.   
 
Sachverhalt 
 
Die SPD-Fraktion beantragt eine Überarbeitung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes 
(s. Anlage). 
 
Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept wurde zuletzt 2010/11 fortgeschrieben (s. Vorlage 
219/2011-7). Der Überarbeitungsbedarf des Konzeptes durch einen externen Gutachter wird 
auch von der Verwaltung gesehen, da sich in 10 Jahren das Versorgungsangebot und Ver-
kaufsverhalten der Bevölkerung sicherlich verändert haben.  
 
Im Rahmen der laufenden Bebauungsplanverfahren Ro 17 (Suti-Center Roisdorf), He 28 
(Aldi, Rossmann, Daniels, Lidl-Umsiedlung Hersel), Se 21 (u.a. Rewe-Umsiedlung Sechtem), 
Rb 02  (Ansiedlung Netto Rösberg) und der möglichen Änderung des Bebauungsplans Ka 
2.1 (Erweiterung Lidl Kardorf) werden derzeit jedoch noch Umstrukturierungen im Einzelhan-
del vorgenommen. Diese Planungen haben somit Einfluss auf den Einzelhandelsbestand 
und binden auch Kapazitäten in der Verwaltung.  
 
Es wird empfohlen, diesen Antrag ab Ende 2021 zu beraten und dann erneut zu prüfen, ob 
ein externer Gutachter mit der Überarbeitung / Fortschreibung des Einzelhandels- und Zen-
trenkonzeptes beauftragt werden soll.  
 
Die Beratung kann Ende 2021 auf Grundlage der Fortschritte der laufenden Bebauungsplan-
verfahren erfolgen.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag   
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SPD-Fraktion 
im Rat der Stadt Bornheim 
 
 
                                     
 
An den Vorsitzenden des  
Stadtentwicklungsausschusses    
Herrn Wolfgang Schwarz 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
 
 
 
 

Bornheim, 17. Dezember 2020 
 
 
 
Überarbeitung des Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzeptes 
 
 
Sehr geehrter Herr Schwarz, 
 
bitte setzen Sie auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Stadtentwicklungsaus-
schusses den folgenden Antrag: 
 
 
Die Verwaltung der Stadt Bornheim wird beauftragt, in der nächsten Sitzung des 
Stadtentwicklungsausschusses eine Einschätzung des vorliegenden Einzelhandels-
standort- und Zentrenkonzeptes vorzunehmen. Über eine Auftragserteilung zur Über-
arbeitung des Konzeptes berät der Stadtentwicklungsausschuss im Anschluss. 
 
 
Begründung: 
 
(1) Das aktuell maßgebliche Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept stammt aus dem 
Jahr 2009. Die letzte Überarbeitung fand 2011, also vor 10 Jahren statt (219/2011-7; Kon-
zept-2011). Nach den Ausführungen des zugrunde liegenden Gutachtens kommt der Stadt 
Bornheim aus Sicht der Landesplanung  in erster Linie die Aufgabe zu, die Versorgung der 
eigenen Wohnbevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen des Grundbedarfs sowie des 
gehobenen und auch des spezialisierten Bedarfs sicher zu stellen. 
 
Das Konzept-2011 wies für den Einzelhandel in Bornheim insgesamt eine Arealitätskennzif-
fer von 2,2 qm je Einwohner aus und lag damit deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 
1,5 qm. Nach Herausnahme der großen Möbelhäuser Porta und Boss sowie des Bauhaus 
Baumarktes liegt die Arealitätskennziffer bei ca. 1,3 qm Verkaufsfläche je Einwohner und 
zeigte demnach nach Einschätzung der Gutachter ein Versorgungsdefizit. 
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Innerhalb der letzten 10 Jahre fanden wesentliche Entwicklungen sowohl hinsichtlich des 
Versorgungsangebots als auch der Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur, aber noch mehr 
hinsichtlich des Kaufverhaltens der Bevölkerung statt. 
 
Im Konzept-2011 sind die aufgrund der Verteilung der Einwohnerinnen und Einwohner not-
wendigen Nahversorgungseinrichtungen und Zentren mit ihren erforderlichen Sortimenten 
aufgelistet und ihre örtliche Verteilung dargestellt. Neben der Beachtung dieser Merkmale 
war die Beschreibung des Verhaltens der Käuferinnen und Käufer wichtiger Inhalt des Kon-
zeptes. Aussagen, welches Verkehrsmittel (MIV, Fahrrad, Fußweg) im Zusammenhang mit 
dem Einkauf genutzt wurde, enthält das Gutachten jedoch nicht. 
 
Die Beliebtheit der vor den Stadtteilen ansässigen großen Versorgern mit entsprechenden 
Parkflächen wurde ein ebenso wichtiges Bedürfnis nach Nahversorgung gegenüber gestellt. 
Unter dem Motto „keine Kneipe – keine Zeitung – keine Brötchen“ wünschen sich die Be-
wohnerinnen und Bewohner von kleineren Ortsteilen ein Sortimentangebot, wie es im Ein-
zelhandelsstandort-und Zentrenkonzept beschrieben ist (Nahrung, Getränke, Drogeriepro-
dukte etc.).  
 
Eine wohnungsnahe Versorgung mit Grundsortimenten und die damit verbundene Ansied-
lung neuer Geschäfte steht aber regelmäßig in Konkurrenz zu den Zielen eines sparsamen 
Flächenverbrauchs oder der Verminderung von MIV. Es ist geboten und legitim, dass die 
Verwaltung der Stadt Bornheim und der Rat als dessen Teil eine sachgerechte Abwägung 
hierzu vornimmt. 
 
 
Fazit: 
 
Für diese sachgerechte Abwägung ist daher nach 10 Jahren eine aktuelle Einschätzung we-
sentlicher Kennzahlen und Angaben des Gutachtens erforderlich. Ggf. sind weitere Merkma-
le zu erheben. 
 
(2) Es ist fraglich, ob die derzeitige Entwicklung von immer mehr Verkaufsflächen in Form 
der üblichen Standardlösung eines Supermarktes mit umfangreichen Parkflächen in allen 
Fällen dem tatsächlichen Bedürfnis der Bevölkerung dient und in einem vertretbaren Ver-
hältnis zu den Zielen eines sparsamen Flächenverbrauchs und der Verkehrswende steht. 
Dabei sollte auch berücksichtigt werden, dass ein Laden mehr sein kann als nur ein Mittel 
zur Befriedigung des alltäglichen Bedarfs. Dies trifft im Prinzip genauso zu für Gaststätten, 
Friseursalons etc. Sie alle dienen häufig auch der Kommunikation und sind Bestandteil eines 
lebhaften Miteinander im Ort. 
 
Es zu beobachten, dass nach dem Schließen der Läden in den kleineren Stadtteilen, nun die 
Supermärkte in den größeren Stadtteilen von Schließungen bedroht sind (Hersel, Merten, 
Walberberg). Dieser Entwicklung kann und sollte gegengesteuert werden. Hierzu bedarf es 
aber eines Konzeptes, was die o.a. Vorgänge beachtet. Wie die Verkehrswende muss auch 
eine Versorgungswende eingeleitet werden. Die Probleme können nicht gelöst werden, in 
dem immer mehr von demselben geschaffen wird. 
 
Es ist und bleibt grundsätzlich Aufgabe der privatwirtschaftlich Handelnden, Angebote zu 
schaffen. Alle Lösungen müssen sich daher am Ende an der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 
messen lassen. Insbesondere für die Nahversorgung mit Grundsortimenten an Nahrungsmit-
teln und Drogerieartikeln außerhalb der Versorgungszentren haben sich anderenorts Lö-
sungsansätze bewährt. Solche Lösungsansätze sollten zusammengestellt, bewertet und auf 
ihre Umsetzbarkeit in Bornheim untersucht werden.  
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Das zukünftige Konzept sollte differenzierte Lösungen vorsehen. Bei allen Lösungen müssen 
die Bedienung des Versorgungsbedarfs einerseits und der damit einhergehende Ressour-
ceneinsatz (Flächenverbrauch, Verkehrsströme etc.) andererseits in einem vertretbaren Ver-
hältnis stehen. 
 
(3) Die Überarbeitung des Konzeptes soll kostengünstig durchgeführt werden. Für eine erste 
Einschätzung sind die in der Stadtverwaltung vorhandenen Daten und Ressourcen zu nutzen. 
Anhand des daraus Erarbeiteten ist zu entscheiden, ob und ggf. in welchem Umfang exter-
ner Sachverstand hinzuzuziehen ist. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Peter Tourné, Harry Gruß, Wilfried Hanft und Fraktion 
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Stadtentwicklungsausschuss 15.12.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 594/2020-6 

    Stand 19.11.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung zur Aussiedlung eines bestehenden landwirtschaftlichen Betriebes  
mit Errichtung  einer offenen Halle (Maschinenlager) und eines 
Einfamilienhauses mit Stellplätzen 

 
 
Sachverhalt 
 

Grundstück: Gemarkung Merten, Flur 16, Flurstück 5, Händelstraße 

Bauvorhaben: Errichtung einer offenen Halle (Maschinenlager) und eines 
Einfamilienhauses mit Stellplätzen 

Bauleitplanung: Das Bauvorhaben liegt im Außenbereich. Die Zulässigkeit richtet 
sich nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. 

Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

Landschaftsplan: keine besondere Schutzausweisung, Entwicklungsziel 2 (Erhaltung 
einer im Ganzen erhaltungswürdigen Landschaft mit naturnahen 
Lebensräumen und gliedernden und belebenden Elementen) 

Stellungnahme: 
 
Der Antragsteller bewirtschaftet den von seinen Eltern gegründeten landwirtschaftlichen Pro-
duktionsbetrieb mit der Hofstelle im Innenbereich von Merten. Die Betriebsfläche umfasst 33 
ha, davon sind 5 ha Eigentum und 28 ha Zupacht, davon 10 ha mit langfristigen Pachtverträ-
gen (10 Jahre und mehr). Langfristige Pachtverträge für alle Flächen sind bei dem vorliegen-
den Betrieb nicht sinnvoll: Ein Großteil der angebauten Kulturen bedürfen Flächen, auf de-
nen diese vorher nicht gewachsen sind (Fruchtfolge). Aus diesem Grund werden die Flächen 
mit anderen Betrieben, die andere Kulturen anpflanzen, getauscht. Das notwendige Merkmal 
der Dauerhaftigkeit für die Privilegierung, im Außenbereich bauen zu dürfen, ist ausreichend 
gesichert. 
Die Grundstücksverhältnisse an der derzeitigen Hofstelle sind beengt, ohne Entwicklungs-
möglichkeiten auf einem stark hängigen Grundstück. Um den Betrieb zeitgemäß weiterent-
wickeln zu können, ist eine Aussiedlung in die Tallage von Merten mit Platz für eine offene 
Maschinenhalle mit 600 m² Grundfläche vorgesehen.  
Der Betrieb wird durch den Antragsteller und dessen Familie sowie mit bis zu 12 Arbeitskräf-
ten geführt. 
 
Durch eine Wirtschaftlichkeitsberechnung ist nachgewiesen, dass das Betriebskonzept trag-
fähig ist und ausreichend Gewinne zu erwarten sind, um die geplanten Investitionen zu täti-
gen und ausreichend Einnahmen für den Lebensunterhalt zu generieren. 
 
Die Gebäude sollen auf einem Grundstück errichtet werden, das in unmittelbarer Nähe zur 
Ortschaft liegt. Eine Zersiedelung der freien Landschaft ist hierdurch nicht zu befürchten. Die 
Größe der geplanten Halle sowie des geplanten Einfamilienhauses mit angeschlossenem 
Büroteil ist dem betrieblichen Bedarf angemessen. 

Ö  11Ö  11
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In einem landschaftspflegerischen Fachbeitrag ist dargelegt, dass der Eingriff in Natur und 
Landschaft ausgeglichen werden kann. Dieser erfolgt überwiegend auf dem Baugrundstück 
und dient gleichzeitig zur Eingrünung der Gebäude. 
Die von den zuständigen Ausschüssen der Stadt Bornheim beschlossenen Grundsätze zur 
Einbindung von Außenbereichsvorhaben in die Landschaft werden durch Farbgebung der 
Gebäude und Eingrünung zur freien Landschaft hin weitgehend eingehalten. 
Die Untere Naturschutzbehörde hat das Benehmen für das Bauvorhaben erteilt.  
 
Die Erschließung des Grundstückes erfolgt über die Händelstraße und die vorhandene öf-
fentliche Stichstraße für die Friedhofsparkplätze, die bereits heute für die dahinterliegenden 
landwirtschaftlichen Flächen des Antragstellers als Erschließungsstraße genutzt werden. 
Der Stichweg ist als bituminöse Fahrbahndecke in einer Breite von ca. 5 Metern in der Ört-
lichkeit vorhanden. Aufgrund nur geringer täglicher Zu- und Abfahrten ist eine Beeinträchti-
gung des Besuchsverkehrs am Friedhof nicht zu befürchten. 
 
Hinweis: Der ausstehende Ausbau der Händelstraße führt zu einem Flächenbedarf im Be-
reich der Grundstücksparzelle. 
 
Die Verwaltung beabsichtigt, das Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB zu genehmigen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Flächennutzungsplan 
Landschaftsplan 
Lageplan 
Ansichten 
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Stadtentwicklungsausschuss 15.12.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 757/2020-7 

    Stand 09.11.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Bahnhof Sechtem 

 
Sachverhalt 
 
Die DB Netz AG hat der Verwaltung mitgeteilt, dass die DB Netz AG die Verlängerung des 
bestehenden Gleises 6, im Bahnhof Sechtem, in Richtung Brühl von 575 m auf 750 m plant. 
Durch die Verlängerung des Gleises 6 wird die Möglichkeit, Güterzüge auf der Strecke Kob-
lenz-Köln, zu überholen verbessert. Die ungefähre Gleisverlängerung ist im Lageplan als 
rote Linie dargestellt.  
Nach der Verlängerung können Güterzuge bis zu einer Länge 740 m überholt werden. Hier-
mit soll erreicht werden, dass die deutlich schnelleren Züge des Schienennah- und Fernver-
kehrs nicht den Güterzügen hinterherfahren müssen und somit schneller ihr Ziel erreichen.  
Der Gleisausbau ist für Mitte 2023 vorgesehen. 
Eine Planfeststellung zu den Ausbauplänen, durch das Eisenbahnbundesamt, ist noch nicht 
erfolgt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Lageplan 
 
 

Ö  12Ö  12

159



E 355247 m

N
 5

62
93

30
 m

N
 5629847 m

E 355994 m

Titel Stadt Bornheim
Geoinformationssystem

Inhalt Sechtem Bahnstrecke

Institution Datenlizenz Deutschland - Land NRW (2020) - Version 2.0
Bearbeiter Datum 10.11.2020 Maßstab 1 : 2.973

§

Ö
  12

Ö
  12

160



TOP 

 
 

  Seite 1 von 1 

Stadtentwicklungsausschuss 15.12.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 813/2020-7 

    Stand 18.11.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Überarbeitung des Regionalplanes Köln; Teilplan 
Nichtenenergetische Rohstoffe 

 
 
Sachverhalt 
 
Am 13.03.20 hat die Bezirksregierung Köln den ersten Planentwurf des Teilplans Nichtener-
getische Rohstoffe (Lockersteine) des Regionalplans Köln zur Anhörung und öffentlichen 
Auslegung beschlossen und die Regionalplanungsbehörde beauftragt das Erarbeitungsver-
fahren auf Grundlage der Planunterlage durchzuführen.  
 
Die Unterlagen sind auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln abrufbar (s. auch Vorla-
ge (223/2020-7):  
 
https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/32/regionalplanung/ueberarbeitung/teilplan
_nichtenergetische_rohstoffe/oeffentliche_auslegung/index.html 
 
 
Die öffentliche Auslegung fand vom  07.09.2020 bis 09.11.2020 statt.  
 
 
Folgende Stellungnahme hat die Stadt Bornheim am 06.11.2020 per email abgeben:  
 
„Mit der Darstellung des 23 ha großen BSAB zwischen Autobahn und L300 ist die Stadt 
Bornheim einverstanden. Der Bereich steht nicht unter Natur- und Landschaftsschutz. Die 
Fläche liegt zwar in der Wasserschutzzone, dieser Belang tritt jedoch hinter den Belang der 
Rohstoffgewinnung zurück. 
 
Da der im Regionalplan dargestellte, zukünftige BSAB jedoch in einem „Bereich für speziali-
sierte Agrarnutzung" vorgesehen ist, gingen mit dem Rekultivierungsziel „Wasserfläche“ ca. 
20 ha landwirtschaftliche Fläche dauerhaft verloren. Dies wird von der Stadt nicht mitgetra-
gen. Der BSAB sollte deshalb nach "Auskiesung" wieder verfüllt werden.  
 
Des Weiteren sollten auf Grund der besonderen Konfliktlage in den Kommunen am Rhein 
zukünftig nach Auslaufen des Sand- und Kiesabbaus generell keine weiteren BSAB in Born-
heim mehr ausgewiesen werden.“ 
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